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9 J tDie Kriſe in der franz. Parteibewegung

hat jetzt eine Stufe der Entwickelung erreicht, die eine Wendung
zum Beſſeren hoffen und erwarten läßt. Am Sonntag haben
ſich die Jauresiſten, die im Dezember 1899 begründete
„Franzöſiſche ſozialiſtiſche Partei“, zu ihrem vierten Partei-
kongreß in Tours zuſammengefunden. Die Situation in der
franzöſiſchen Parteibewegung iſt kritiſcher denn je, trotzdem aber
einfach und klar. Aus dem unentwirrbaren Chaos, das an-
ſcheinend vor zwei Jahren noch beſtand, haben ſich zwei feſte
Kerne gebildet; es iſt möglich geworden, die weitere Entwicke-
lung einigermaßen zuverläſſig zu beurteilen, ohne ſich auf leere
Vorausſagungen einlaſſen zu müſſen.

Der Drang nach Einigung aller ſozialiſtiſchen Fraktionen war
vor drei Jahren in Frankreich außerordentlich ſtark. Wäre die
unglückſelige Miniſterſchaft des Millerand nicht dazwiſchen ge
kommen, dann beſtände heute in Frankreich zweifellos eine ein-
zige Parteiorganiſation, die zwar noch nicht vollſtändig kon
ſolidiert daſtände, noch mit Zwiſtigkeiten der Führer zu kämpfen
hätte, trotzdem aber unteilbar wäre. Die Anhänger der
Miniſterſchaft Millerands bilden nur einen geringen Bruchteil
der franzöſiſchen Parteigenoſſen, es ſind das zumeiſt die klein-
bürgerlichen Elemente von Paris und einiger anderer Städte
und Provinzen Frankreichs. Jhr Führer iſt Jaures, der ja
den Miniſterialismus in ein theoretiſches Syſtem zu bringen
verſucht und es durch die fascinierende Macht ſeiner Perſön-
lichkeit bewirkte, daß Millerand nicht längſt als Renegat ab
gethan worden iſt. Um Jaures und die von ihm geſchaffene
„Franzöſiſche ſozialiſtiſche Partei gruppierten ſich bis vor kurzem
und gruppieren ſich auch heute eine größe Zahl Sozialiſten
und ſozialiſtiſcher Organiſationen, die ebenſo anti-
militariſtiſch ſind, als die Guesdiſten und die Blanquiſten.
Was dieſe Elemente bewog, in der Jauresſchen Organiſation
u bleiben, war der Wunſch, die Einigung nicht wieder zer-ſchellen zu laſſen. Die Miniſterialiſten, Jaures an der Spitze,

trieben aber mit Naturnotwendigkeit immer weiter abwärts
auf der ſchiefen an Das Generalkomitee der Partei brand-
markte den Zarenbeſuch mit großer Schärfe. Als dann aber
aus ſeiner Mitte heraus der Antrag geſtellt wurde, Millerand,
der den ruſſiſchen Schlächter empfangen, ſogar einen Orden
von ihm angenommen hatte, ſich zum Baron von ihm ernennen
ließ, auszuſchließen, ſcheute ſich die Mehrheit, dieſen Schritt zu
thun, und faßte eine Reſolution, die Millerand nur außerhalb
der Parteikontrolle“ ſtellte, ihn ſozuſagen beurlaubte. Die
Folge war, daß die Allemaniſten aus dem Generalkomitee aus
chieden; die Blanquiſten hatten bereits vorher dieſen Schritt

gethan und ſich mit der franzöſiſchen Arbeiterpartei vereinigt.
Die Mehrheit des Generalkomitees aber wurde immer miniſte-
rialiſcher; ſie degradierte ſich zu einem Anhängſel der bürger-
lichen Demokratie.

Auf dem Kongreß in Tours ſind die Miniſterialiſten in der
Mehrheit; die Antiminiſteriellen, die eine ſtarke Minderheit bil-
den, beteiligen ſich an der Veranſtaltung nur aus dem Wunſche
heraus, noch einen letzten Verſuch zu machen, die Partei
von den Schäden des Miniſterialismus zu heilen.

e

Zwei Möglichkeiten ſind als Ergebnis des Kongreſſes allein
denkbar: entweder der Miniſterialismus wird in aller Form
zum Prinzip erhoben, dann ſcheiden die antiminiſterialiſchen
Elemente aus, um ſich über kurz oder lang der revolutionär-
ſozialiſtiſchen Einigung (Guesdiſten und Blanquiſten) anzu-
ſchließen, und der Reſt wird in dem miniſteriellen Sumpfe
bald umkommen und in der bürgerlichen Demokratie aufgehen,
oder die Miniſterialiſten unterliegen, dann bleibt nach Aus-
ſcheidung der unſicheren und ſchädlichen Elemente der Beſtand
der Partei geſichert. Aber auch in dieſem zweiten Falle, der
übrigens weniger Wahrſcheinlichkeit für ſich hat, kann die
Einigung dieſer Partei mit den Guesdiſten und Blanquiſten
nur eine Frage der Zeit ſein. Beide Möglichkeiten ſcheinen
alſo ſchließlich einen günſtigen Ausgang der Kriſe zu verſprechen.
Verzögert oder beſchleunigt wird dieſer Ausgang je nach der
Stellung, die der Kongreß gegenüber dem Führer der
Miniſterialiſten, Jaures, einnimmt. Welche Bedeutung die
Thätigkeit dieſes Mannes heute in der ſozialiſtiſchen Bewegung
Frankreichs hat, haben wir vor einigen Tagen erſt dargelegt.
Bleibt er in ſeiner einflußreichen Poſition, dann iſt die Eini-
gung aller proletariſch ſozialiſtiſchen Elemente allerdings etwas
in die Ferne gerückt, auch wenn er, was kaum anzunehmen
iſt, von ſeinem Standpunkte abgehen ſollte. Nach Tele-
grammen bürgerlicher Blätter ſoll Jaures bei Er-
öffnung des Kongreſſes den Eintritt Millerands in
das Miniſterium als einen müßigen Verſuch
bezeichnet haben, der nicht mehr gemacht werden dürfte. Wenn
das wahr iſt, dann hat Jaures angeſichts des immer größeren
Widerſtandes in ſeiner eigenen Organiſation einen taktiſchen
Zug gethan, der nicht ganz ehrlich genannt werden kann.
Eine ſolche Anſchauung ſchlägt ſeiner Haltung während der
letzten Jahre direkt ins Geſicht. Es iſt auch nicht zu vergeſſen,
daß derartigen Erklärungen von Jaures nur ein ſehr einge-
ſchränkter Wert beizumeſſen iſt. Unmittelbar nach dem Kongreß
in Lyon ſchrieb Jaures, er werde ſeine miniſterialiſche Ueber-
zeugung mit Rückſicht auf den Zuſammenhalt der Partei und
aus Achtung vor dem Kongreßbeſchluß nicht mehr bethätigen.
Jn Wirklichkeit war er und ſein Organ, Petite Republique,
nach dem Lyoner Kongreß noch miniſterialiſcher als vorher.

Dem Kongreß liegt ein Programmentwurf von Jaures
und ein Manifeſt der antiminiſteriellen Mitglieder
der Partei vor. Das letztere verlangt unter ſcharfer Kritik
des Miniſterialismus eine Reinigung der Partei. Der Pro-
grammentwurf ſteht durchaus auf dem Boden der internatio-
nalen Sozialdemokratie. Die Prinzipienerklärung insbeſondere
ſchließt ſich eng dem unlängſt geſchaffenen öſtreichiſchen Pro-
gramm an; der Miniſterialismus iſt darin mit keinem Worte
erwähnt. Es muß aber immer und immer wieder daran er-
innert werden, daß auch die Manifeſte und ſonſtigen Beſchlüſſe
des Generalkomitees auf dem Boden der internationalen So-
zialdemokratie ſtanden, die Praxis dagegen eine dieſen Prin-
zipien entgegengeſetzte war.

Wir werden unſere Leſer ausführlich über den Verlauf des
Kongreſſes unterrichten, ſobald authentiſche Berichte vorliegen.
Was ſich aus den Verhandlungen und Beſchlüſſen als Lehren
und Konſequenzen ergiebt, werden wir gleichfalls zu gegebener
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Zeit darlegen. Vorläufig laſſen wir hier den Januresſchen
Programmentwurf folgen.

Programm Entwurf.
Unter dem gegenwärtigen Geſellſchaftszuſtand beſitzen die Ar

beiter nichts als ihre Arbeitskraft, und die Produktionsmirttel
werden das Monopol der Kapitaliſten und der großen Grund-
eigentümer.

Jn dem Maße, wie die Kapitalien zur Konzentration neigen,
bemächtigen ſich die großen Betriebe fortſchreitend des Marktes
und beherrſchen die Produktion die Werkzeuge verwandeln ſich
in Maſchinen und der Ertrag der Arbeit wächſt in beträcht-
lichem Maße. Aber die Kapitaliſten und die Großgrundbeſitzer
uſurpieren und monopoliſieren die wichtigſten Vorteile dieſer
ſozialen Entwicklung.

Das bourgeoiſiſtiſche Eigentum geſtattet in Wirklichkeit denen,
die nicht arbeiten, die Arbeiter auszubeuten und die Handwerker,
die Kleinhändler und die Bauern zu expropriieren. Selbſt
wenn ſie im Beſitz ihres Betriebes bleiben, iſt die Unabhängig-
keit der kleinen Gewerbetreibenden nur Schein, weil ſie von
den Kapitaliſten, deren Kunden und Schuldner ſie werden,
unterdrückt und ausgebeutet werden.
Für die Arbeiter, beſonders wenn ſie nicht ſtark organiſiert
ſind, wie für die immer von der Expropriation bedrohten
Mittelklaſſen bedeutet die Entwicklung des kapitaliſtiſchen Regimes
das Wachſen des ſozialen Elends, der Unſicherheit, der Unter
drückung und der Ausbeutung.
So ſcheidet ſich mehr und mehr in allen Kulturkändern die

Geſellſchaft in zwei feindliche Klaſſen: die Bourgeoiſie und das
Proletariat. Aber zu gleicher Zeit, da die ökonomiſche Macht
der Bourgeoiſie wächſt, vergrößert ſich gleicherweiſe die Wider
ſtandskraft der Arbeiterklaſſe, die durch den Mechanismus der
Produktion ſelbſt geeinigt und organiſiert wird.

Jn allen Ländern, wo die kapitaliſtiſche Produktionsweiſe
herrſcht, haben die Arbeiter dieſelben Jntereſſen überdies haben
die Ausbeutung des Weltmarkts und die wiſſenſchaftlichen Ent
deckungen die Elemente einer weltumſpannenden Ziviliſation
und Kultur geliefert. Einſtweilen beuten die Nationen noch die
Nationen aus, der Frieden wird fortwährend durch die Politik
kolonialer Ausbreitung und durch die Angriffspolitik, durch den
Jmperialismus der Bourgeoiſieregierungen bedroht. Der Friede
iſt nichts als der bewaffnete Friede: er legt der Geſellſchaft er
drückende Laſten auf und eine militäriſche Organiſation, die eine
ſtetige Gefahr für die öffentliche Freiheit und für das Prole-
tariat ſind.

Die Konzentration und Zentraliſation der Kapitalien ſtellen
Produktivkräfte, die mächtiger und mächtiger werden, zur Ver
fügung der Bourgeoiſie, aber ohne ihr die Macht zu geben, den
Kriſen vorzubeugen, die aus der Natur der kapitaliſtiſchen Pro-
duktionsweiſe ſelbſt reſultieren. Dieſe Kriſen mit ihren mörde-
riſchen Folgen, der Arbeitsloſigkeit und dem Elend, beweiſen,
daß das kapitaliſtiſche Eigentum unvereinbar iſt mit der regel-
mäßigen Verwendung und der Entwicklung der produktiven
Kräfte. Die Sozialiſierung der Arbeit hat eine ſolche Stufe er
reicht, daß die Produktion nur noch durch die Geſellſchaft ſelbſt
geleitet und kontrolliert werden kann. Dieſe Leitung und Kon
trolle erfordern notwendig die zum Kollektivismus,
zum geſellſchaftlichen Eigentum an den Produktionsmitteln.

Aus dieſen Gründen giebt die ſozialiſtiſche Partei folgende
Prinzipienerklärung: z1. Die Emanzipation der Arbeiterklaſſe kann nur das Werk
der Arbeiter ſelbſt ſein, weil alle anderen Klaſſen, alle anderen
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Lotti, die Ahrmacherin.
Erzählung von Marie von Ebner-Eſchenbach.
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Das war nun freilich ſehr traurig, aber daß ihm die Sache
ſo völlig ſeine Seelenruhe raubte, wie es nach und nach immer
mehr den Anſchein gewann, nahm Lotti doch wunder. Sie
hatte noch ſehr oft Gelegenheit zu fragen: „Was fehlt Dir
erhielt aber nie einen ordentlichen Beſcheid. Seit dem Tage,
an dem ſie ihre Uhren verkauft hatte, war Gottfrieds gleich-
mäßig heitere Laune dahin. Wie von jeher widmete er Lorti
ſeine ganze Sorfalt, ſuchte ihr alles Unangenehme fern zu
halten, blieb immer der getreueſte und aufmerkſamſte Freund,
aber bei alledem äußerte ſich doch manchmal, und gewiß ganz
gegen ſeinen Willen, etwas wie ein ſtiller Vorwurf in ſeinem
Weſen. Lotti hatte ihn wohl ſchon in früheren Zeiten ſo ge-
ſehen und bei ſolcher Gelegenheit eine gewiſſe Ungeduld niemals
unterdrücken können. Jetzt empfand ſie nur Rührung und
Bedauern und ſtaunte im ſtillen über die Veränderung, die
mit ihr vorgegangen war.

XIV.
Die Tage vergingen einförmig. Lotti führte ihr ſtilles Leben

fort. Die einzige Veränderung darin brachten die Beſuche des
Advokaten Schweitzer hervor. Er kam ſehr oft, zu Gottfrieds
großer Befriedigung. ieſer hatte für ihn eine Liebe gefaßt,
kaum minder plötzlich wie die Romeos zu Julien und äußerte
ſie in ſeiner beredten Weiſe;

„Der ja! ja der das iſt einer!“
Der Doktor brachte Nachrichten von Halwigs. Das junge

Paar befand ſich auf dem Gute; die Schwiegereltern waren
nach England abgeſegelt. Schweitzer beſchäftigte ſich mit dem
Ordnen ihrer Angelegenheiten. Sobald er damit fertig ge-
worden, wollte er eine Reiſe nach dem Norden unternehmen,
die heißen Sommermonate in Norwegen oder gar in Jsland
zubringen. Er ſagte, ſeine Nerven bedürften der Stärkung.

„Jch bin nervenkrank wie alle Leute: Sie allein ausgenommen
und Gottfried, und vielleicht Jhre alte Agnes.“

„Nun, ich weiß nicht,“ meinte Lotti und ließ ihre Augen von
ihm auf Gottfried hinübergleiten.

Mit deſſen Nerven dachte ſie, ſtände es auch nicht zum beſten.
Er war ſo eigen, ſchien oft ſelbſt nicht zu wiſſen, was er wollte.
Mehrmals ſchon hatte ihm Lotti Briefe von Halwig und
Agathe vorgelegt, in denen Fräulein Feßler beſchworen wurde,
zu ihnen zu kommen und einige Tage bei ihnen zuzubringen.

Gottfried hatte nie etwas anderes dazu geſagt, als:
„Ja, ſie ſind ſehr höflich,“ und: „Wann gehſt Du?“ aber dies

geſchah in ſo gepreßtem Tone, daß Lotti immer wieder ſtatt:
„Morgen,“ wie ſie gewollt hatte: „Jch weiß es noch nicht,“
antwortete.

Endlich kam ein ſo herzliches und warmes Einladungs-
chreiben, von den beiden Gatten unterzeichnet, daß Lotti, enten ſich nicht länger bitten zu laſſen, noch am ſelben Abend

zu ihrer Dienerin ſprach:
„Agnes, morgen fahre ich um 8 Uhr mit dem Frühzuge fort.

Venn Gottfried vormittags nach mir frägt, ſagſt Du ihm, ich
ſei bei Halwigs, und käme um ſechs Uhr abends zurück. Wenn
er mich auf dem Bahnhof erwarten will, ſo wird mich das ſehr
reuen.“
Agnes war überaus zufrieden mit dieſem Auftrage. Jn ihrer

Einbildung ſchwelgte ſie ſchon im Genuſſe des Erſtaunens, mit
dem Gottfried ihre Botſchaft vernehmen und der Fragen, die
er an ſie ſtellen werde. Sie bereitete ſich ſogleich auf die Künſte
vor, mit denen ſie ſeine Spannung noch erhöhen wollte, und
ſchlief mit dem heißen Wunſche ein, daß ihr nur das Wetter
keinen Strich durch die Rechnung machen möge.

Dieſer Wunſch erfüllte ſich vollſtändig. Der ſchönſte Tag,
den der junge Sommer dieſes Jahres noch geſpendet, brach am
nächſten, einem Sonntagmorgen, an. Die herrlichſte Juniſonne
glänzte, der reinſte Himmel blaute über dem ſchnaubenden,
dampfenden Eiſenbahnzuge, der Lotti aus der Stadt entführte.

Nach zweiſtündiger Fahrt war ſie an der kleinen Station
angelangt, in deren Nähe das Gut Halwigs ſich befand. Dahin,
wie Lotti durch Schweitzer wußte, führte ein bequemer Feld-
weg, und ſie hatte ſich vorgenommen, die kurze Strecke zu Fuße
zurückzulegen. Jrre zu gehen war unmöglich. Die Villa lag
in dem grünen Wieſenland weithin ſichtbar, wie eine Perle im
offenen Schreine.

Munter al ſich Lotti auf die Wanderung. Sie fühlte ſich
erquickt durch die raſche Bewegung, und auch ein wenig be

rauſcht von der ungewohnten kräftigen Luft. Sie war allmäh-
lich in die gehobene Stimmung geraten, die beinahe jedes
Stadtkind erfaßt, wenn es plötzlich aus ſeiner ummauerten, in
die unbegrenzte Welt verſetzt wird. Die atmet Friſche und
Freudigkeit und teilt einem empfänglichen Gemüt etwas davon
mit. Alles ſo freundlich und üppig bewachſen oder bewaldet,
die Weiden, die Auen, und der Gürtel von wellenförmigen
Hügeln, der die liebliche Gegend umſchloß. Das Schönſte aber,
das war die gewaltige Bergkette im fernen Hintergrund. Kaum
zu unterſcheiden von den Wolkengebilden am Horizont lag ſie
in ſilberner Dämmerung wie ein Wunder da, und wie ein
Wunder ſchien von ihr ein Sehnſucht weckender Zauber aus
zugehen. Lotti näherte ſich der Villa. Zwei Fahnen wetzten
von ihren ſchlanken Türmchen und verkündeten, daß Herr und
Frau vom Hauſe anweſend ſeien. Der Weg führte an der Um-
zäunung des Gartens, einem feinen Drahtgitter auf niederem
Mauerſockel, vorbei. Jhm entlang ſchritt Lotti und kam bei
dem geöffneten Thor zugleich mit einem Reiter an, der ſich vom
Hauſe her genähert hatte. Dieſer, ein kleines dürres Männchen,
hielt ſeinen langhalſigen Braunen, der ſchnob, als ob er Feuer
geſchluckt hätte, ein wenig zurück, um Lotti e laſſen.
Ohne die Kappe zu rücken, aber mit gutmütigem munzeln
beantwortete er die Fragen der Fremden. Die „Herrſchaften“
wären ins nächſte Dorf zur Kirche Kigzogen und dürften in
einer Stunde zurückkehren. Länger bleiben ſie ſchwerlich fort,
denn um zwölf Uhr wird gefrühſtückt.

Eine Stunde warten alſo! das iſt im Grunde ſo ſchlimm
nicht. Man kann die Zeit benützen, um den Garten anzuſehen,
und nebenbei um ein wenig auszuruhen.

Von dem breiten Kieswege der Avenue lenkte Lotti in einen
ſchmaleren ein. Kein Menſch war ſichtbar, ſo weit ſie blickte,
rings umher herrſchte die echte, ländliche Sonntagseinſamkeit.
Lotti kam an einem herrlichen Tulpenbaum v und be
trat einen Fichtenhain, deſſen kühler Schatten ſie lockte. Unter
den Bäumen ſtand eine eiſerne Bank, auf dieſe ließ ſie ſich
nieder.

Es iſt doch ein gutes Ding, das Land! dachte ſie, und atmetetief und ſah ſich mit éntzllden in ihrer ſtillen Raſtſtätte um.
Die Fichten waren der unterſten Aeſte ſchon beraubt, aber jung
Nachwuchs bildete von a einen Halbkreis um den Hair
exotiſche Topfpflanzen füllten die kahlen Stellen zwiſchen
Stämmen der alten Bäume. Zarte, ſüdländi
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als notwendige Grundlagen der gegenwärtigen und jedertigen Geſelſchaft verteidigen.

Die Arbeiter müſſen alſo eine ökonomiſche (Gewerkſchaften,
Genoſſenſchaften) und eine politiſche Klaſſenpartei bilden, die
ſich von allen bürgerlichen Parteien ſcheidet.

Jndem ſie ſich als Klaſſenpartei konſtituieren, denken die Ar-
beiter nicht daran, neue Privilegien zu ſchaffen im Gegenteil
nehmen ſie ſich vor, die Klaſſenherrſchaft und die Klaſſen ſelbſt
zu beſeitigen, alle menſchlichen Weſen ohne Unterſchied des Ge-
ſchlechts, der Raſſe oder der Nationalität zu befreien.

Sie bekräftigen die unzerſtörbare Anhänglichkeit der ſozia
liſtiſchen Partei an die republikaniſche Form, als die einzige mit
dem kommuniſtiſchen Jdeal vereinbarliche.

Sie fordern für alle die Freiheit, zu ſchreiben, zu denken und
ihre Meinungen öffentlich kundzugeben; ſie bekämpfen alle
Religionen und ihre Vertreter als wirkliche Hinderniſſe der
ſeinen Emanzipation und als Negation der modernen Wiſſen
ſchaft.

2. Die ökonomiſche und politiſche Organiſation des Prole-
tariats als Klaſſenpartei würde unvollſtändig ſein und ihren
Zweck verfehlen, wenn ſie nicht die internationale Verſtändigung
ind die internationale Aktion der Arbeiter mit ſich brächte.

Die Arbeiter aller Länder müſſen ſich verſtändigen und ſich
vereinigen, um ihre gemeinſamen Jntereſſen zu verteidigen, um
den Weltfrieden zu ſichern, um den Klaſſenkampf zu Ende zu
bringen und ſo die Grundurſache aller Feindſeligkeit unter den
Völkern zu zerſtören.

Die ſozialiſtiſche Partei erklärt alſo für notwendig, der im-
perialiſtiſchen Politik der Bourgeoisregierungen das Bündnis
der Proletarier aller Länder entgegenzuſtellen ſie verpflichtet
ſich, wie alle ſozialiſtiſchen Arbeiter gethan haben, jede Ausgabe
für das Militär, jede Ausgabe für die Flotte und die mili-
täriſchen Kolonialexpeditionen zu verwerfen.

3. Die Emanzipation der Arbeiter kann nicht anders verwirk-
licht werden als durch die Vergeſellſchaftung der Produktions-und Austauſchmittel. Das kapitaliſtiſche Eigentim, welches

thatſächlich auf einer kollektiven Produktionsweiſe beruht, wird
geſellſchaftliches Eigentum umgewandelt. So wird eine

kollektiviſtiſche oder kommuniſtiſche Geſellſchaft aufgebaut, wo
die wachſende Produktivität der geſellſchaftlichen Arbeit nicht
mehr eine Urſache des Elends und der Unterdrückung, ſondern
die Grundlage des Wohlſeins und des Glückes ſein wird.

Um die Jntereſſen der Arbeiter zu verteidigen und die poli-
tiſche und ökonomiſche Expropriation der Bourgeviſie vorzu-
bereiten, erſtrebt die ſozialiſtiſche Partei die Eroberung der
öffentlichen Macht in Gemeinde, Departement und Staat.

Weiter erklärt die ſozialiſtiſche Partei, daß die Arbeiter nicht
allein ſich an den Wahlen zu beteiligen haben, ſondern daß ſie
ſich auch auf große gemeinſame Anſtrengungen vorbereiten
müſſen, auf eine feftgeſetzte, methodiſche und revolutionäre
Klaſſenaktion. Nur indem es auf die Regierung und auf die
Geſellſchaft einen unwiderſtehlichen Druck ausübt, kann das
Proletariat ſich den Erfolg politiſcher und ökonomiſcher Re-
formen ſichern oder endlich über jeden Widerſtand ſiegen, den
die Bourgeoiſie der Umwandlung der gegenwärtigen Geſellſchaft
in eine kollektiviſtiſche oder kommuniſtiſche entgegenſetzen wird.

Dieſer Prinzipienerklärung folgt das politiſche Pro-
gramm, welches zum größten Teil nur demokratiſche For-
derungen aufzählt und zum Schluß die Beſtimmung enthält,
daß die Vertreter der ſozialiſtiſchen Partei ſich verpflichten,
gegen jede Ausgabe für Militär, Flotte oder militäriſche
Kolonialexpeditionen zu ſtimmen.

Das ökonomiſche Programm enthält im weſentlichen
die allgemein bekannten Forderungen betr. Arbeitszeit, Arbeiter
ſchutz, Gewerbeaufſicht, Gewerbegerichte; ferner werden Mafßz-
regeln gegen religiöſe Orden verlangt, wie auch ein Verbot,
daß Geiſtliche Schulen eröffnen, leiten oder dort unterrichten.
Die übrigen Punkte beziehen ſich auf die Steuer (Aufhebung
der indirekten Steuern), das Erbrecht uſw. Zum Schluß wird
das Alkohol- und Zuckermonopol verlangt.

Tagesgeſchichte.
Halle 4. März.

Deutſcher Reichstag.
Der Reichstag beſchäftigte ſich geſtern mit der auswär

tigen Politik. Zunächſt wurde über den Etat der Expe-
dition nach Oſtaſien verhandelt. Hier hat die Kommiſſion von
den laufenden Koſten 5 Millionen geſtrichen und ſie auf 20
Millionen bemefſſen.

Der Redner des Zentrums, Abg. v. Hertling, leiſtete ſich
das übliche Gerede über eine vernünftige Weltpolitik und rich-
tete dann an den Reichskanzler eine Anfrage über das engliſch-
japaniſche Abkommen. Herr Richter ſprach geſtern ſehr matt.
Er ſteht dem Militarismus ja nicht feindlich gegenüber, ſondern
bekritelt nur Einzelheiten. Nach einer kannegießernden Rede
des nationalliberalen Abg. Dr. Haſſe gab der Reichskanzler
die übliche Antwort, die er immer in Dingen der auswärtigen
Politik bei der Hand hat. Die Hauptſache iſt, daß das Parla-
ment nicht beurteilen kann, wann die oſtaſiatiſche Brigade zurück-
gezogen werden ſoll. Genoſſe Singer erlaubte ſich hinter
dieſer Hoffnung ein großes Fragezeichen zu malen. Er wies
nachdrücklich darauf hin, daß das ſicherſte Mittel ſei, um der
Chinaromantik ein Ende zu machen, die geforderten Kredite für
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Fieus, Daphnen, Begonien ließen ſich's wohl ſein im Schutze
der nordiſchen Rieſen. Die Königin der Arauearien, die Excelſia,
breitete ihre farrenkrautähnlichen Zweige in majeſtätiſcher An-
mut aus. Harzgeruch erfüllte die Luft, die Vögel ſangen, im
(Graſe ſchwirrte und ſummte es. Mit reichgefülltem Gurt kehr-
ten emſige Bienen vom Beſuche der blühenden Sommerlinden
heim. Alles eifrig, alles beſchäftigt, alles, was da ſchwebte,
flog und kroch, ſich ſelber ſo wichtig und ſo kühn in ſeinerSchwäche, ſo unverdroſſen in der Ausubung ſeiner kleinen

Krafte.
Lotti lauſchte und lauſchte und gab ſich völlig dem Gefüh

der ſüßeſten Ruhe hin. Still genoß ſie die köſtliche Stunde,
dieſes bewegte, raſtloſe und doch ſo friedvolle Leben und Weben
um ſie her halb unbewußt, gedankenlos da plötzlich
erklang aus der Ferne das Geläute eines Glöckleins.

Zwölf Uhr. Jn zwei Stunden muß ſie fort, Gottfried er-
vartet ſie, und das darf nicht umſonſt geſchehen. Er hat eine
herbe Enttäuſchung gehabt, als er kam und ſie nicht zu Hauſe
traf. Er wird die Zeit ſehr lange finden und ſich gewiß mit
der Vorſtellung quälen, daß Lotti nicht kommt. Aber ſie wird
kommen! und wenn ſie ſcheiden müßte, ohne die geſehen zu
haben, denen zuliebe ſie eine Art Flucht unternommen hat.
Dieſe ſind übrigens vielleicht ſchon längſt von ihrem Kirchgang
zurück, warum bildet denn Lotti ſich ein, daß ſie gerade hier
vorüber kommen müſſen Sie erhob ſich, um den Hain zu
verlaſſen, und im ſelben Augenblick vernahm ſie das Gleiten
langſamer Schritte über den Kies, und ſah ein weißes Kleid
durch die Zweige der kleinen Bäume ſchimmern

Halwig und Agathe näherten ſich, ſchon waren ihre Stimmen
deutlich zu unterſcheiden. Die Beſucherin eilte ihnen entgegen,
war aber noch nicht auf dem Wege angelangt, als ſie zögernd
ſtehen blieb.

Die beiden Menſchen, die da einher wandelten, boten den
ſeltenſten Anblick, der auf Erden zu finden iſt, den des voll-
kommenen Glückes. Sie hielten einander umſchlungen. Sein
Kopf war leicht geneigt, der ihre leicht erhoben, ſie ſahen ein-
ander in die Augen und flüſterten ſich lächelnd und leiſe einzelne
Worte zu. Sie ſchienen ſich in Zärtlichteiten uüberbieten zu
wollen, allein ihr Wetteifer hatte nichts Unruhiges, nichts
Sturmiſches. In dieſem Kampfe zu ſiegen ober zu unterliegen

mußte gleich ſüß ſein. Da war kein Kingen, kein Sehnen,
fein banger Zweifel, da war Erfüllung mit ihcem himmliſchen

Frieden. Schluß folgt

von 5 Millionen ügen müſſen.
Beim Etat des Auswärtigen Amtes hielt Genoſſe Dr.

Gradnauer eine großangelegte Rede über unſere internatio
nale Politik. Er kritiſierte die Mode gewordene Reiſepolitik
und tadelte dann mit großer Entſchiedenheit, daß Deutſchland
nicht auf freundſchaftlichem Wege gen veranlaßt habe, den
Buren gegenüber die Beſtimmungen der Haager Konferenz aufrecht zu erhalten. Er wies du verſchiedene Einzelheiten nach,

wie ſehr im ſüdafrikaniſchen Kriege von den Engländern dieſe
Beſtimmungen verletzt werden benſo erklärte er es für eine
Ehrenpflicht Deutſchlands, ſich der von den Türken bedrängten
Armenier anzunehmen. Jn ſcharfen Worten beſprach der Red-
ner die Fortführung der Pekinger Jnſtrumente. Hier erhielt
er einen Ordnungsruf. Graf Bülows Antwort beſchränkte
ſich auf Redensarten, er wiederholte ſeinen alten Witz, daß die
Sozialdemokraten chineſiſcher als die Chineſen ſeien und lehnte
im übrigen jede Einmiſchung in die Burenangelegenheit ab.
Genoſſe Ledebour erwiderte dem Reichskanzler und wies
darauf hin, daß wir die Rückgabe der Pekinger Jnſtrumente
im Intereſſe der Ehre Deutſchlands verlangten und nicht, um
dem Nationalſtolz der Chineſen zu ſchmeicheln. Mit großem
Nachdruck trat Ledebour dafür ein, daß wenigſtens die Frauen
und Kinder der Buren aus den mörderiſchen Konzentrations-
lagern entfernt würden.

Heute wird die Debatte fortgeſetzt.

Preußiſcher Landtag.
Jm Abgeordnetenhauſe wurde geſtern zunächſt der Etat der

Anſiedelungskommiſſion an die Budgetkommiſſion ver-
wieſen. Damit iſt von vornherein geſagt, daß der Etat dies-
mal vor Oſtern nicht fertig wird. Wie es heißt, hat man auch
in den maßgebenden Kreiſen bereits beſchloſſen, die Oſterferien
am 20. oder 21. März eintreten zu laſſen und am 8. April mit
der Aufarbeitung der Etatsreſte wieder zu beginnen. Wenn
der Etat bis zum 1. April nicht fertig iſt, muß ein Notgeſetz
angenommen werden. Dieſes wird denn auch ſchon nächſtens
eingebracht werden.

Die Vorlage betr. die Heranziehung der Geſellſchaften
mit beſchränkter Haftung zu den Kreisabgaben und
das Provinzialdotationsgeſetz wurden erledigt. ebenſo
die Vorlage betr. den Ankauf von Kohlenfeldern im
Ruhrgebiet. Der Zentrumsabgeordnete Jmwalle hielt dabei
eine Rede ſozuſagen aus dem Mustopf, wie der Berliner Aus-
druck lautet, indem er eine Reihe prinzipiell wichtiger Geſichts-
punkte noch kurz vor Thoresſchluß in die Debatte warf. Herr
Jmwalle äußerte Bedenken gegen die Verſtaatlichung, weil man
damit dem ſozialiſtiſchen Zukunftsſtaat näher kommt,
dann aber auch, weil ihm zu viel Leute in die Abhängigkeit des
heutigen Staates kommen, der ſie bei den Wahlen beeinfluſſe.
Letzteres wurde natürlich vom Miniſter Möller beſtritten. Er
unterſchied zwiſchen amtlichen Wahlbeeinfluſſungen der Berg-
behörden und perſönlichen Beeinfluſſungen einzelner Beamter.

Eine lange Debatte gab es beim Etat der Verwaltung
der direkten Steuern. Der Abg. Frhr. v. Zedlitz ſprach
über Reformen der Grundſteuer und Einkommenſteuer, zog
auch das Beſteuerungsrecht der Kommunen in den Kreis ſeiner
Betrachtungen. Herr v. Zedlitz gab überraſchenderweiſe eine
Belaſtung der großen Maſſe der Bevölkerung durch die bevor-
ſtehende Getreidezollerhöhung zu und redete einer Entlaſtung
der unteren Steuerſtufen und ſtärkeren d der reichen
Leute das Wort. Der Miniſter widerſprach der höheren Be
laſtung des Konſums durch die erhöhten Zölle, erklärte aber,
daß ihm der Zedlitzſche Gedanke ſympathiſch ſei, wenn er auch
den gegenwärtigen Zeitpunkt für eine Reform nicht gerade für
geeignet hielt. Vielleicht erleben wir alſo eine Beſteuerung der
großen Einkommen mit 5 Prozent in Preußen. Von Herrn
v. Eynern wurde wie in früheren Jahren über die häufigen
Beanſtandungen der auf Ehre und Gewiſſen abgegebenen
Steuerdeklarationen Beſchwerde geführt. Aus der Antwort des
Miniſters ging aber hervor, daß er das heutige Syſtem nicht
zu ändern gedenkt, ſondern weiter in Miquelſchen Bahnen wan-
deln will. Viel geredet wurde über eine kommunale Ge-
tränkeſteuer. Der Miniſter erklärte es für ausgeſchloſſen,
daß den Kommunen dieſes Recht, Bier c. zu beſteuern, er-
ſtritten werden könnte. Glücklicherweiſe, denn eine kommunale
Getränkeſteuer hat, wie die Rede des Herrn Ehlers zeigte,
bis weit in liberale Kreiſe hinein Anhänger. Der Etat wurde
erledigt. Heute ſoll der Etat des Miniſteriums des Jnnern zu
Ende geführt und der Kultusetat begonnen werden.

Reichsinvalidenfonds. Dem Reichstag iſt ein Nachtrags-
etat für das Rechnungsjahr 1901 zugegangen, welcher aus
den Mitteln des Reichsinvalidenfonds die Zuſchüſſe zum Dis-
poſitionsfonds des Kaiſers um 335 250 Mk. erhöht, um den
Bundesſtaaten für die letzten Monate des Jahres Mittel über-
weiſen zu können zur Gewährung von Beihilfen an hilfs-
bedürftige Kriegsteilnehmer über die bisherige Zahl
hinaus. Ende Dezember waren 8538 Mann, die zum Bezuge
der Beihilfen anerkannt waren, wegen Unzulänglicheit der
bereitgeſtellten Mittel noch unberückſichtigt. Jn den drei Mo-
naten Januar, Februar und März hat vorausſichtlich ein Zu-
gang um weitere 3861 Mann ſtattgefunden.

Gegner der indirekten Steuern ſind auf einmal die Kon-
ſervativen geworden d. h. ſo weit ſie ſelbſt davon keinen
Vorteil haben. Es wird berichtet, daß die konſervative Frak-
tion des preußiſchen Landtags einen Antrag auf Auf-
hebung der Mahl- und Schlachtſteuer in den Kom-
munen einbringen will. Dafür ſoll ihnen ſelbſt die Zoll-
vorlage Getreide- und Viehſteuern im Uebermaß bringen!

Die Nicht Annahme der China Medaille ſtrafbar!
Vor kurzem kam im Reichstage zur Sprache, daß ein zu einer
achtwöchentlichen Uebung eingezogener Oekonomie-Handwerker,
Redmann aus Werne, vor das Standgericht zu Bochum unter
der Anklage geſtellt iſt: durch die „Beantwortung der an
ihn auf dem Hauptmeldeamt gerichteten Frage, warum er die
China-Denkmünze nicht annehmen wolle, mit der Erklärung,
ſeine Ueberzengung als Sozialdemokrat verbiete ihm das, ſich
des Vergehens gegen den Kriegsminiſterialerlaß
und den Korpsbefehl, ſozialdemokratiſche Geſinn-
ungen nicht zu bethätigen, ſchuldig gemacht zu
haben.“ Die im erſten Termin vertagte Verhandlung hat am
24. v. Mts. mit Beſtrafung des Angeklagten zu 3 Tagen
Mittelarreſt geendet. Es mag auf ſich beruhen, ob der
Angeklagte zur Zeit der Beantwortung der Frage als unter
Militärgeſetzen ſtehend erachtet werden konnte. Das Urteil iſt
abſolut unhaltbar. Es wird ſich bei der dritten Leſung des
Etats herausſtellen, ob das allerdings längſt militärfromm ge-
wordene Zentrum einen Korpsbefehl oder einen Kriegsminiſte-
rial-Erlaß billigt, der dahin ausgelegt wird, daß „entgegen
dem Geſetz, der Moral und der Religion“ ein Mann deshalb
zu beſtrafen iſt, weil er die Wahrheit ſagt,

Vom Polenkurs. Der verantwortliche Redakteur des
Dberſchleſier, Johann Kaminski, wurde wegen öffentlicher Be
leidigung der königlichen Regierung und der Lehrer
des Regierüngsbezirks Poſen, begangen durch Veröffentlichung
eines Artikels, mit der Ueberſchrift „Die preußiſche Erziehungs-
kunſt don der Poſener Strafkammer zu 7 Monaten Ge-
fängnis verurteilt
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e h auf dasulweſen en.pro z i err Kempf, ſagte aus,Der Kreisſchulinſpektor aus Barein,
daß der in Frage kommende Lehrer Kühn ein tüchtiger e
ſei. Auf Befragen des Vorſitzenden mußte er aber zugeben,
ein Schulkind habe ausgeſagt, daß Kühn es auf den Kopf
und die Naſe geſchlagen hat, ſo daß das Blut floß.

Noch intereſſanter waren die Ausſagen der Schulkinder: die
11 jährige Michalska, ein ſchwächliches Mädchen, erzählt: „Ein
mal konnte ich nicht gut rechnen, dafür ſchlug mich der Lehrer
Kühn zwölfmal ins Geſicht, bis ich geblutket habe. Dann
ergriff er mich hinten am Kopfe und ſchlug mich gegen dieTafel. Jch bekam heftige Kopfſchmerzen und dußte zwei

Tage liegen.“
Die 11 jährige Joſepha Sitarck ſagt aus: „Jch konnte eines

Tages nicht rechnen, da mich der Lehrer Kühn mit der
Fauſt ins Geſicht geſchlagen, er hatte einen dicken Ring
am Finger und ſchlug mich einige Male ins Geſicht. Dann
ſchlug er mich mit der Schiefertafel am Kopf, bis die
Tafel in Stücke zerfiel. Jch habe geblutet.“

Wanda Paskiericz, ein 14jähriges Schulmädchen, teilt mit:
„Jch konnte in der Geſchichtsſtunde nicht antworten. Dafür
ſchlug mich der Lehrer mit dem Stock auf die Hand und der
Fauſt ins Geſicht. Jch blutete ſo, daß mir der Lehrer ſelbſt
befahl, unter die Waſſerpumpe zu gehen.

Ein 10 jähriger Knabe, Stanislaw Gwitt, erzählt: „Für eine
ungenügende Antwort in der Rechenſtunde wurde ich vomLeſer Kühn mit der Fauſt ins Geſicht geſchlagen, ſo daß mir

das Blut floß. Jch wurde auch gegen die Tafel geſchlagen.“
Dann folgte eine charakteriſtiſche Szene. Ein 15 jährigesMädchen erzählte, daß es ſo geſchlagen wurde, daß c ſt

verrückt geworden wäre. „Jch habe,“ ſagte ſie, „eine ſolche
Angſt, daß ich mich drei Tage im Felde verkroch.“

Es iſt geradezu unverſtändlich, wie bei dieſer Sachlage über
haupt Anklage wegen Beleidigung gegen den Mann erhoben
wurde, der das Treiben der Lehrer der Behörde mitteilte. Und
ein preußiſcher Staatsanwalt beantragte ſogar gegen den wegen
Beleidigung Angeklagten drei Monate Gefängnis! Be
kanntlich erfolgte Freiſpruch.

Die einige reaktionäre Maffſe hat ſich auch in Karls-
ruhe zuſammengefunden. Zu den nahe bevorſtehenden Stadt-
verordnetenwahlen haben die bürgerlichen Parteien, mit
alleiniger Ausnahme der Demokraten, ein Wahlkompromiß
geſchloſſen, deſſen Zweck die völlige Verdrängung der Sozial
demokratie aus den bürgerlichen Kollegien der Stadt iſt. Die
konfervativ-nationalliberal-freiſinnig-klerikale Vereinigung will
die 53 diesmal zu vergebenden Sitze nach der zahlenmäßigen
Stärke der einzelnen Parteien unter ſich verteilen. Das Haupt
kampffeld wird die dritte Wählerklaſſe ſein, die mit 9112
Wählern bei halber Vertreterzahl doppelt ſo viel Stimmberech
tigte zählt wie die beiden erſten Klaſſen zuſammen. Bei der
letzten Wahl erhielt der ſozialiſtiſche Vorſchlag in der dritten
Klaſſe 2524, das Zentrum 822, die vereinigten Nationalliberalen,
Freiſinnigen und Konſervativen 2370 Stimmen. Auf dieſe
Klaſſe wollen die vereinigten Bürgerlichen nun ihre Haupt-
kraft verlegen, um die diesmal zur Neuwahl ſtehenden Man-
date der Sozialdemokratie dieſer abzunehmen und bei der
nächſten Wahl das „Säuberungswerk“ dann zu vollenden.
Möglich, daß der Plan der Reaktionäre gelingt, möglich auch,
daß wir über alle ſiegen und dann ihnen den Appetit ein für
allemal verderben.

Als Revolverheld produzierte ſich geſtern ein Poliziſt
vor der Strafkammer in Thorn. Es wird darüber be
richtet: Die Strafkammer verurteilte den Polizeiſergeanten
Friedrich Oech aus Culin wegen unberechtigter Ver
haftung und Freiheitsentziehung Oech hatte eine
Arbeiterin ohne Grund verhaftet und eine Nacht in Haft be
halten zu einem Jahr Gefängnis und nahm ihn auch
ſofort in Haft. Bevor Oech abgeführt wurde, zog er
einen Revolver und feuerte im Gerichtsſaale
einen Schuß ab, ohne jemand zu treffen, worauf Zu
ſchauer und Richter hinauseilten. Nun richtete Oech
die Waffe gegen ſich ſelbſt, bevor er aber abdrückte, griff ihm
der Gendarm Kirſtein in die Waffe und entwand ſie ihm.
Darauf wurde Oech dingfeſt gemacht und abgeführt.

Der Preußenprinz iſt am Sonnabend auf ſeiner Reiſe
nach dem Weſten nach St. Louis gekommen. Anfangs hatte
er Schwierigkeiten wegen der Ueberſchwemmungen und wegen
eines Eiſenbahnunglücks, das ſich auf der Strecke ereignet hatte.
Der Empfang auf den einzelnen Stationen ſoll enthuſiaſtiſch
geweſen ſein.

Eine geheime polniſche Gymnafiafſten- Verbindung ſoll
in Gneſen entdeckt worden ſein. Nach dem Poſener Tagebl.
wurde aus dieſem Grunde die Abiturientenprüfung verlegt,
vier Oberprimaner wurden von der Prüfung zurückgewieſen.
Alle Bücher, Zeitſchriften c. wurden beſchlagnahmt.

Verboten wurde die in Krakau erſcheinende Zeitung Nowa
Reforma für Deutſchland auf die Dauer von zwei Jahren.

Wegen Fatſervetetk gung iſt am 11. von der
Strafkammer in Halberſtadt der Schriftſteller Karl Tilly zu
einem Jahre Gefängnis verurteilt worden. Das Reichsgericht
hat geſtern ſeine Reviſion verworfen.

Ausland.
Frankreich. Ein Kampf zwiſchen Arbeitsloſen

und Polizei hat am Sonntag in Paris gewütet. Jn der
Arbeiterbörſe fand am Vormittag eine Verſammlung ſtatt, bei
welcher ziemlich ſcharfe Reden gehalten wurden. Nach Schluß
der Verſammlung kam es auf der place de la République
u einem Zuſammenſtoße mit der Polizei. Bürgerliche Berichteſprechen von der Verwundung von 25 Poliziſten, darunter

10 Schwerverletzte. Wie viel Arbeitsloſe von den sergots, wie
der Pariſer Arbeiter die Poliziſten nennt, verwundet worden
ſind, wird J verſchwiegen. Die Unruhen werden
von derſelben Quelle auf das Konto von Anarchiſten geſchrie-
ben, die zum Teil von Barcelona nach Paris gekommen ſein
ſollen. Einige Ausländer, die bei den Tumulten beteiligt waren,
ſind verhaftet worden.

Eine eifrige Anarchiſtenjagd wird auch in Marſeille veran
ſtaltet. Dort war es gleichfalls vor einigen Tagen zu Demon
ſtrationen Arbeitsloſer gekommen.

Oeſtreich. Das Elend des öſtreichiſchen Parla-
mentarismus Die Regierung ſoll die Abſicht haben, dem
Parlament ein zweimonatliches Budget-Proviſorium zu unter
breiten, weil bis Oſtern das eigentliche Budget nicht erledigt
werden kann,

Ungarn. Das parlamentariſche Duell zwiſchen dem
Abgeordneten Rokovszky und dem Grafen Tiéza hat am Mon-
tag ſtattgefunden, Der erſtere erhlelt einen ſchweren Säbelhleb
am rechten Oberarm,

rbeitsloſen-Demöonſtrationen ſind nach einer
Meldung der Hig. in Budapeſt am Montag morgen ver
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c n.nommen worden.

Spanien. Wenig Vernunft zeigt die Regierung. Anſtatt
den ewigen Hunger- Revolten durch gründliche ſozialpolitiſche
Maßnahmen ein Ende zu machen, weiß ſie nichts Beſſeres zu
thun, als die Macht des Militarismus noch mehr zu ſtärken.
Jn der Kammer kündigte der Kriegsminiſter die Einbringung
einer Geſetzesvorlage an, durch die das ſtehende Heer au
100 000 Mann erhöht werden ſoll.

Zu Zuſammenſtößen von antiklerikalen und
klerikalen Elementen iſt es in Madrid gekommen.

Jtalien. Vom Streik der Eiſenbahner. Das Ein-
greifen der Regierung in den Kampf der Eiſenbahner durch
Militariſierung der noch im Militärverhältnis ſtehenden An
geſtellten wird dem Lande große Summen koſten. Einmal
beträgt der Sold, der den 30000 militariſierten Eiſenbahnern
gezahlt wird, ungefähr 1 Million Franken pro Monat, dannSſordert aber auch der Umſtand, daß eine Jahresklaſſe Re

ſerviſten eingezogen worden ſind, einen monatlichen Aufwand
von 13/2 Millionen Franken. Es iſt nicht unmöglich, daß das
Beiſpiel der Eiſenbahnangeſtellten von Mailand, die, wie geſternmitgeteilt, ihre militäriſche Löhnung in die Streikkaſſe abſühren

wollen, Nachahmung finden wird, wodurch die Maßnahmen
der Regierung illuſoriſch werden würden.

In der Bevölkerung hat das Vorgehen der Regierung große
Erregung hervorgerufen. Ueberall ſind Verſammlungen der
Eiſenbahnangeſtellten ſowie der übrigen Arbeiterſchaft abgehalten
worden, in welchen gegen die Regierung demonſtriert wurde.

Der Vorſitzende des Eiſenbahnerbundes in Palermo, der
gleichzeitig Redakteur der h Zeitung Battaglia iſt,
wurde verhaftet, aber nach der Aufnahme eines Protokolles
wieder r sei Wat

Der Frankf. Ztg. wurde aus Rom gemeldet, daß die Re
gierung ſeit Sonnabend direkt mit den Führern der Eiſen-
bahner verhandelt. Dieſelben ſollen Entgegenkommen gezeigt
haben und den Termin eines eventuellen Ausbruches des
Generalſtreikes auf den 10. März verſchoben haben.

Sein 25jähriges Krönungsjubiläum hat amMontag der Papſt gefeiert. Ein mit großem Pomp in der
Peterskirche zu Ehren des armen Mannes im Vatikan ab-
gehaltener Gottesdienſt ſowie zahlreiche Kundgebungen von
Dwigen aus allen Ländern dienten der Verherrlichung dieſes
Tages.

Belgien. Die Anarchiſten als Bundesgenoſſen der
Klerikalen. Jn Lüttich haben die Anarchiſten ein Flugblatt
herausgegeben, in welchem gegen die Beteiligung an Kund-
gebungen für das allgemeine Wahlrecht Stellung genommen
wird, weil die Beteiligung an den Wahlen das Volk ſeine
Unterdrückung vergeſſen ließe. Dafür wird das alte anarchiſtiſche
Allheilmittel, der „revolutionäre Generalſtreik“ angeprieſen.

Ein ſeltenes Schauſpiel: Anarchiſten und Pfaffenknechte
Schulter an Schulter gegen die Rechte des Volkes

Der Krieg in Südafrika.
Die jetzt vollſtändig bekannt gegebene Verluſtliſte über die

engliſche Niederlage bei Clerksdorp erhöht hier den
ſchlimmen Eindruck derſelben noch erheblich. Der geſamte
engliſche Verluſt beträgt danach 632 Mann, nämlich
5 Offiziere, 45 Mann tot 6 Offiziere, 120 Mann verwundet,
11 Offiziere und 445 Mann gefangen und wieder freigelaſſen.
Aus den Details geht überdies mit Sicherheit hervor daß die
Liſte ſehr unvollſtändig iſt. Die Verwundungen ſind überwiegend
im Unterleib. Man ſchließt daraus, daß der Kampf auf kürzeſte
Entfernung ſtattfand. Kitchener meldet, Oberſtleutnant Ander-
ſon, der Donops Convoy bei Clerksdorp befehligte, traf mit neun
Offizieren und 245 Mann in Kraaipon ein. Die Buren zählten
1200 bis 1700 Mann unter Delarey, Celliers, Kemp und Lemner.
Letzterer ſoll gefallen ſein.

Ein Opfer der e Blutjuſtiz iſt ein Neffe des Präſi-
denten des DrgnjeJrei taates Steijn geworden. Der Kriegs-
korreſpondent. des Daily Telegraph berichtet darüber: „Der
Neffe des Präſidenten Steijn wurde vor einiger Zeit bei Soda-
fontein gefangen genommen. Er trug die vollſtändige Uniform
eines YeomanryOffiziers. Jn dieſer Verkleidung war er durch
unſere Linien durchgekommen. Als Entſchuldigung gab er an,
daß de Wet an ihn und andere engliſche Uniformen ausgegeben
habe und daß man dieſe Uniformen ausloſe. Der junge Steijn
wurde vor ein Kriegsgericht geſtellt, verurteilt erſchoſſen und
beerdigt. Wie ich höre, haben ſeine Freunde ſeine Leiche am
Abend desſelben Tages wieder ausgegraben und acht Meilen
von der Hinrichtungsſtelle auf der Farm ſeines Vaters beerdigt.

Die letzten Operationen haben den Engländern ungeheuer viel
Pferde gekoſtet. Wenn der Abgang an Pferden nicht bald er
gänzt wird, hat die Offenſive Kitcheners ein Ende erreicht. Die
KeſſeltreibenTaktik, von der man ſich ſo viel verſprochen hatte,
würde alſo nur zum Nachteil der Engländer ausgeſchlagen

Zum Zollkrieg.
Unter keinen Umſtänden werden die verbündeten Regie

rungen die Zolltarif Vorlage zurückziehen. So behauptet ein
Berliner Berichterſtatter.

Die Regierung hat uns angeſchmiert. So ließ ſich der
bündleriſche Landtagsabgeordnete v. Sommermann in derletzten Sitzung der PVandwurtſchaftstammer für Weſtfalen aus.

Der Vorſitzende Freiherr von Landsberg Steinfurt, rief ihn
deshalb zur Ordnung.

Solizeiliches und Gerichtliches.
g Kein politiſcher Prozeſz! Jm Juni v. J. ſtand in

Deſſau der Portier Häniche wegen Meineides vor dem
Schwurgericht. Bei dieſem Prozeſſe wurden die beiden Zeugen
Arbeiter Hamel und Müller im Termin ſelber verhaftet weil
ſie alle drei leugneten, bei unſerem Parteigenoſſen, dem
Viktualienhändler Wilhelm Voigt in Bernburg, der kürzlich dies
ſein Geſchäft aufgegeben hat, Bier aus der Flaſche getrunken
zu haben, obwohl S ön er ß8 wahrſcheinlicherweiſe Bier
getrunken hatten. Das Allerpeinlichſte dabei war nicht nur
der Gedanke, daß die drei vielleicht falſch geſchworen hätten,
um Voigt herauszureißen, ſondern der auftauchende Verdacht,
daß Voigt ſie dazu angeſtiftet hätte. Natürlich war für jeden
WMenſchen, der unſeren Genoſſen Voigt kennt, von vornherein
jeder Verdacht a Gleichwohl hat der Prozeß eine

olitiſche Färdung erhalten. Wiederholt wurde feſtgeſtellt oderdoch et ſeſtzuſtellen verſucht, daß die falſchen eidlichen
Anusſagen gemacht worden ſeien, um den „Parteiführer Voigt
rauszureißen., Man kennt ja ſolche ſtaatsanwaltlichen An-
ſchanunngen ſchon lange. Hamel und Müller wurden zu 1 Jahr
5 Monaten Zuchthaus verurteilt, von denen 5 Monate als ver
bißt gelten. Hänſche zu 1 Jahr 8 Monaten Zuchthaus, welche3 einen 8 Monaten Gefängnis nachträglich zuſammen-
gegogen werden ſollen. Die Ehrenſtrafen wurden nach Antrag
er S der Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte auf 5 Jahre
bemeſſen.

Parteinachrichten.
rtrete r Jntereſſen haben dieWayte el r da gewählt.

t

Das dortige Le llegium hatte an den Magiſtrat den An
trag gerichtet, Unterricht in der Fortbildungsſchule, der
jetzt von 8 bis 10 Uhr abends erteilt wird, auf eine frühere
Zeit, nämlich von 5 bis 7 Uhr, zu verlegen. Der Antrag
wurde ausführlich mit guten Gründen verſehen. Der Schul
vorſtand ſtimmte dem Antrag einſtimmig zu und brachte zur
Begründung noch weiteres beachtliches Material bei.

emgegenüber verlangten eine Anzahl Gemeinderatsmitglie-
der vom Magiſtrat die Einberufung einer Gemeinderatsſitzung
mit dem Antrage, den Fortbildungsſchulunterricht während des
Sommerhalbjahres überhaupt zu ſchließßn. Jn dem an den
Magiſtrat gerichteten Schreiben wird geſagt, daß die Unter-
zeichner zwar den Segen der Fortbildungsſchule zu würdigen
wüßten, daß dieſe aber im Sommer läſtig ſei; der Mittelſtand
leide ohnehin ſchwer.

Zu den Unterzeichnern dieſes Schreibens gehören auch die
drei ſozialdemokratiſchen Mitglieder des Gemeinderates. Wir
wiſſen nicht, ob die Parteigenoſſen in Harzgerode dieſes Vor-
ehen ihrer Vertreter gegen den Schulunterricht, das jedem
tehrlingsausbeuter und jedem Agrarier Ehre machte, billigen

oder ob ſie etwas dagegen zu thun gedenken; ſozialdemokra-
tiſchen Grundſätzen entſpricht es aber in keinem Falle.

Gewerükſchaftliches.
Achtung, Former?! Jn Barmen will die Eiſengießerei

und Maſchinenfabrik von Robert Spieß Söhne den Formern
Akkordarbeit aufzwingen, nachdem ſie in letzter Zeit wiederholt
Lohnabzüge vorgenommen hat. Die Former ſind nicht gewillt,
ihre Arbeitsverhältniſſe noch weiter verſchlechtern zu laſſen. Die
n wird wahrſcheinlich verſuchen, fremde Former heranzu-
ziehen.

Die Kieler Bauarbeiter haben ihren Arbeitgebern folgende
Forderungen unterbreitet: Für das nächſte Jahr, alſo für die
Zeit vom 1. Mär, 1902 bis 1. März 1903 Erhöhung des Stunden-
lohnes auf 60 Pf. unter Beibehaltung der 95 ſtündigen Arbeits-
zeit. Für das folgende Jahr Erhſi hung des Stundenlohnes
e Ff, verbunden mit Einführung der neunſtündigen Ar-

eitszeit.

Ausland.
Schweden. Sämtliche Bäckergeſellen in Göteborg

ſind ausgeſperrt worden. Die Meiſter ſuchen Geſellen
aus Deutſchland heranzuziehen. Leider ſind ſchon 60 Bäcker
geſellen aus Berlin nach Göteborg unterwegs.

Stadtverordneten- Sitzung
vom 3. März 1902, nachmittags 4 Uhr.

Vorſitzender: Dittenberger.
Eingänge liegen nicht vor und ſo wurde nach der Verleſung

und Genehmigung des Protokolls der Sitzung vom 24. Februar
gleich in die Tagesordnung eingetreten.

2. Die Haushaltspläne des Schlacht und Viehhofes für
1902 wurden feſtgeietzt. Stadtv. Richter beantragte, die Ge-
hälter dreier Hallen-Aufſeher und eines Oberaufſehers vom
Schlachtviehhof um je 200 M. zu erhöhen, weil jene Beamten,
die einen ſehr ſchweren und verantwortungsvollen Dienſt haben,
bei der letzten Gehaltserhöhung der Unterbeamten nicht berück-
ſichtigt worden ſind. Der Magiſtrat habe es damals unter-
laſſen, bezüglich dieſer Beamten, deren Gehalt außerhalb des
Etats rangiert, eine beſondere Vorlage zu machen und erſucht
jetzt die Erhöhung, die den Beamten ebenſo wie den Sergeanten e.
ugeſichert worden iſt, zu beſchließen. Die Verſammlungſtegante dem Antrage Richter mit 24 gegen 20 Stimmen zu.

5. Der Haushaltsplan betr. die Fürſorge für die Hinter
bliebenen der ſtädtiſchen Beamten für 1902 ſchließt in Ein-
nahme und Ausgabe mit 22218 M. ab und wird wie vorge-
ſchlagen feſtgeſetzt.
„1. Die Feſtſtellung des KämmereiHaushaltsplanes

für 1902 führte zu langen Beſprechungen. die wenig all-
gemeines Jntereſſe boten. Bei dem Kapitel Polizeiverwaltung
beantragte der Stadtv. Krüger, die für den Sittenkommiſſar
eingeſtellte Poſition von 2400 M. zu ſtreichen. Es handelte
ſich um die Umwandlung einer Aſſiſtentenſtelle, die vor einigen
Wochen abgelehnt worden iſt. Die Sittenpolizei würde mit
dem jetzt zur Verfügung ſtehenden Beamtenperſonal ſchon aus-
kommen können. Es ſei nicht notwendig, daß, um mehr Schneid
entwickeln zu können, mehr neue Stellen geſchaffen würden.
Die Stadtv. Grote und Gygas erklären ſich ebenfalls gegen
die Neubeſetzung der Stelle; man könne doch die Anſicht nicht
wechſeln wie ein Hemd und das, was man vor 8 Wochen ab-
e habe, heute annehmen. Die Poſition wurde ſchließlich
abgelehnt.

Ebenfalls zu ſtreichen beantragt der Stadtv. Krüger die
Poſition von 1500 Mk. „für Kundſchaftergebühren ohne Rech-
nungslegung“. Dieſes ſeien die Gebühren, die für die ſog.
Achtgroſchenjungen, die eventl. der Polizei Vigilantendienſte
leiſten, ausgeworfen würden. Es ſei richtig, daß in dieſer
Zeit Eigentumsvergehen c. begangen würden und Beamte, die
Kriminaldienſte leiſten müßten, zuweilen die halbe Nacht an-
geſpannt würden. Man möge ſich aber lieber keine Vigilanten-
dienſte leiſten laſſen und dieſen Betrag, wenn es notwendig ſei,
den unteren Beamten zukommen laſſen. Der Antrag Krüger
wurde aber abgelehnt. Bei dem Punkt Reinigung der
Dienſträume, der Polizeireviere 2e. regt der Stadtv. Krüger
an, einmal Ermittelungen anzuſtellen, um bezüglich der Ent-
ſchädigung etwas Einheitliches und Auskömmliches für die dort
beſchäftigten Perſonen zu ſchaffen.

3. Der Haushaltsplan der lege Karl Müllerſchen
Stiftung liegt zur Prüfung und Feſtſetzung vor und ſchließtbezüglich der Hausſtiftung mit 3490 Mk. und bezüglich der Dar

lehnsſtiftung mit 1905 Mk. in Einnahme und Ausgabe ab. Er
wird ſo feſtgeſetzt.4. Der Haushaltsplan der Paul RiebeckSti tung für
1902 ſchließt in Einnahme und Ausgabe mit 74750 Mk. ab.

6. Der Haushaltsplan des Stadttheaters für 1902 wird
r und ſchließt in Einnahme und Ausgabe mit
57300 Mk. ab.7. Die Petition wegen Kanaliſierung der hinteren Wein-
gärten wird erneut zur Berückſichtigung überwiesen.

8. Die Steinſetzer haben eine längere Petition wegen Aus-
führung von Pflaſterarbeiten eingereicht und beſchweren ſich
über das ungerechte Vorgehen ſeitens des Bauamts. Gerade
in der Zeit des wirtſchaftlichen Niederganges ſollten die Ar-
beiten, für welche ſchon die Gelder bewilligt worden ſind, in
Angriff genommen werden. Die Petenten wenden ſich gegen
die Akkordarbeit, weil dieſe dazu beitrage, daß die Arbeit nicht
ſo gut ausgeführt werde, als im Lohn. Der Referent, Stadtv.
Stephan, bezweifelt, daß dieſes wirklich die wahre Meinung
aller Steinſetzer ſei. Es ſei richtig, daß bei der Akkordarbeit
immer nachgeholfen werden müſſe, aber es werde immer noch
ern in Akkord gearbeitet und die Beſchwerdeführer hätten mit
eichtigkeit bei dem ausgemachten Akkord ihr Geld verdienen

können. Es ſei möglich, daß der Wegebaumeiſter die Leute, die
am Wettinerplatz Feierabend gemacht haben, als ſie am anderen
Tage auf, das Stadtbauamt kamen und Arbeit arm.
etwas borſch angefahren habe. Es ſei etwas Außergewöhnliches,
mitten im Winter zu verlangen, die Straßen aufzureißen, um
d Alaſterp, Die Geſellen wüßten das ganz gut, daß das im

inter nicht ſo gehe, aber trotzdem erdreiſteten ſie ſich, ſolche
ungewöhnlichen Forderungen zu ſtellen. Namens der Bau
kommiſſion bitte er, Redner, über die Petition zur Tages
ordnung ütgrzugehen

Stadtv. Emm er begantragt, die Petition er Berückſichtigung
zu überweiſen. Das Bauamt habe die Pflicht, die notwendigen
Arbeiten in Angriff zu nehmen, und die Arbeiter haben ein
Recht auf anſtändige Behandinng. Den Wegebaumeiſter gehe
es gar nichts an, ob die betreffenden Arbeiter früher einmalſtreikt haben oder nicht. n der Referent nunin Akkord e würden e
ie Arbeiten
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dann möge man die Arbeiten im Lohn vergeben. Auf der einen
Seite gebe man Geld für Notſtandarbeiten aus und auf der
anderen Seite unterlaſſe man es, notwendige Arbeiten in An
griff zu nehmen. Das Kollegium möge das Geſuch der Stein-
ſetzer berückſichtigen.

Hierauf ging ein Antrag auf Schluß der Debatte ein.
Stadtv. Krüger ſprach dagegen mit dem Hinweiſe, daß es

in den Kreiſen, wo er verkehre, nicht üblich ſei, daß, nachdem
ein neuer Antrag geſtellt worden iſt, ſofort ein Antrag auf
Schluß einlaufe. Der Schlußantrag wurde abgelehnt, worauf
Stadtv. Krüger zur Sache bemerkte, daß jetzt wohl die not-
wendigen Arbeiten in Angriff genommen werden könnten. Man
befinde ſich nicht mehr mitten im Winter, ſondern am Anfang
des Monats März. Wenn der Ref. Stephan bezweifelte, das
die Steinſetzer in der Petition ihre wahre Meinung zum Aus
druck gebracht hätten, ſo müſſe er, Redner, erklären, daß er den
Steinſetzern ebenſo viel Glauben ſchenke, als den Leuten im
Kollegium. Wenn die Steinſetzer im Akkord einigermaßenetwas verdient hätten, dann hätten ſie den Akkord ſicher acht

liegen gelaſſen und ſich bei den Notſtandsarbeiten gemeldet.
Jetzt werde mit den Arbeiten gezögert und im Sommer werde
getrieben. Der Antrag Emmer wurde ſchließlich gegen dieStimmen unſerer Genoſſen abgelehnt und dann wurde über
die Petition zur Tagesordnung übergegangen.,

12. Auf die Einlegung des Rechtsmittels in dem Pro
zeſſe der Stadt gegen den Handelsmann Schmiedel und Ge
noſſen wird Verzicht geleiſtet.

18. Der Verkauf zweier Bauſtellen an der Wolfſtraße,
pro Quadratmeter 10 M., zu Wohnungen an den Beamten-
Wohnungs Verein wird beſchloſſen.
„Die übrigen öffentlichen Punkte wurden wegen der vorge-

rückten Zeit vertagt.
Darauf geſchloſſene Sitzung.

Stadt Theater.
Engagements Gaſtſpiel des Herrn Hans Hofer vom

Stadttheater in Breslau. Herr Kunath, den der kunſt-
freudige Theaterbeſucher während ſeiner zweijährigen Thätig-
keit am hieſigen Theater zu ſchätzen gelernt haben muß, hat
ſeinen Vertrag gelöſt; er ſcheidet mit Schluß der jetzigen Saiſon
aus dem Enſemble aus. Der als ſein Nachfolger in Ausſicht
genommene Herr Hofer vom Stadttheater in Breslau hat ſich
am Sonnnabend als Tell, geſtern als Röcknitz in Suder-
manns Glück im Winkel vorgeſtellt. Die Rollen waren glück
lich gewählt, denn ſie ermöglichten dem Künſtler, ſein Können
von verſchiedenen Seiten zu zeigen. An beiden Leiſtungen läßt
ſich mancherlei ausſetzen, ſie bewegten ſich beide, am meiſten der
Tell, ſehr ſtark in konventionellen Bahnen, doch ſprach aus ihnen
eine durchaus geſunde Auffaſſung der Aufgaben eines Dar
ſtellers, ein ſtarkes, entwickelungsfähiges Können, ſo daß wir der
Direktion nur den Rat geben können, zuzugreifen und denKünſtler für unſere Bühne zu verpflichten. Wir möchten daran

nur den Wunſch knüpfen, Herr Hofer möge etwas länger am
Stadttheater bleiben können als Herr Kungath, damit der die
Leiſtungen des Jnſtituts ſchädlich beeinfluſſende Wechſel der
Darſteller tragender Rollen einmal ein Ende nimmt. Sw.

Das Muſterungsgeſchäft im Regierungsbezirk
Werſeburg.

t r diesjährige Muſterung der Militärpflichtigen des Land
reiſe

Weißzenfels

findet am 10. und 11. März d. J. in Oſterfeld und am 12.,
13., 14., 15. und 17. März d. J. in Weißenfels in folgender
Ordnung ſtatt

Jm Schiefßhauſe zu Oſterfeld
„am 10. März, früh 9 Uhr, für die Stadt Oſterfeld und

die Ortſchaften Beuditz a. W., Böhlitz, Bonau, er
Falwig Droyßig (Dorf), Droyßig und Romsdorf (Gut) un

aumnitz;am 16. März, früh 10/2 Uhr, für die Ortſchaften Gladitz,
Goldſchau, Gröbitz, Groitzſchen, Großgeſtewitz, Großhelmsdorf,
Haardorf, Haſſel, Hollſteitz, Kainsberg, Kirchſteitz, Kiſchlitz,
Kleinhelmsdorf, Koſtplatz, Krauſchwitz, Kretzſchau,
Küſtritz, Kuhndorf, Lagnitz, Launewitz, Lindau und Zaſchen-
orf:
am 11. März, früh 9 Uhr, für die Städte Schkölen und

Stößen und die Ortſchaften Liſſen, Löbitz, Meineweh, Meyhen,
Näthern, Nautſchütz, Nöbeditz, Oberkaka, Oberſchwöditz, Pauſcha
und Pitſchendorf;

am 11. März, früh 10“/2 Uhr, für die Ortſchaften Pode
buls, Pötewitz, Pratſchütz, Pretzſch, Prieſen, Prieſtädt, Queß-nitz, Reußen i. Gr., Roda, Romsdorf, Rudelsdorf, Schelkau,
Schleinitz, Corſeburg, Schleckweda, Schmerdorf, Schortau,
Stolzenhain, Thierbach, Trebnitz a. E., Unterkaka, Waldau,Weickelsdorf;, Weißenborn, Wetterzeube, Willſchütz, Zellſchen
und Zſchorgula.

2) Jn der Reſtauration Schumauns Garten
in Weißenfels

am 12. März, früh 8 Uhr, für die Ortſchaften
Böſau, Borau, Bröditz, Nirditz, Nonnewitz, Burgwerben, Cleben,
Deuben, Deumen, Dobergaſt und Döbris;

am 12. März, früh 9“2 Uhr, für die Ortſchaften Domſen,
Gerſtewitz. zörbis, Gniebendorf, Göthewitz, Goſſerau, Gran
ſchützz, Gröben, Großkorbetha, Großgrimma, Großkayna,
Grunau, Jaucha und Keutſchen;

am 13. März, früh 8 Uhr, für die Ortſchaften Kleinkayna,
Köpſen, Kößlitz, Wiedebach, Köſſuln, Köttichau, Kreiſchau,
Kriechau, Langendorf, Leißling, Rödgen, Lobitzſch, Löſau,
Luckenau und Markwerben;

am 13. März, früh 9 Uhr, für die Ortſchaften Mödnitz,
Mutſchau, Naundorf, Nellſchütz, Nödlitz, Obergreißlau, Oberward ſchen Obſchütz, Pirkau, Plennſchütz, Pöorſten

oſendorf;und 14. März, früh 8 Uhr, für die Ortſchaften T eitenam
Poſerna, Prittitz. Queiſau, Reichardtswerben, Reußen b.
Rippach und Röſſuln;

am 14. März, früh 9/2 Uhr, für die Ortſchaften Runthal,
Schkortleben, Schwerzau, Selau, Steingrimma, Storkau,
Streckau, Takau, Tagewerben, Untergreißzlau und Unter
neſſa;

am 15. März, früh 8 Uhr, für die Ortſchaften Trebb. wan tzterig In eledert nterſchwöditz, erdecget

und Wählitz;am 15. Wärz, früh 9/2 Uhr, für die Ortſchaften Webau,

Gnäditz, Weidau, Wengelsdorf, Sir eina, Werben,
Wernsdorf, Wildſchütz, Wuſchlaub, Zembſchen und Zorbau;

W 37 März, früh 8 Uhr, für die Ortſchaften Taucha
und Zetzſch;r März, früh 82 Uhr, für die Stadt und den

am
Gutabegrk Teuchern

am 17. März, früh 9“2 Uhr, für die Stadt Hohenmölſen.
Außerdem iſt am 18. März, früh 10 Uhr, im Sitzungs

ſaale des Kreis Ständehauſes in Weißenfels Termin zur
Loſung der Militärpflichtigen des Jahrgangs 1882 anberaumt,
u welchem diejenigen, welche das Loos ſelbſt ziehen wollen,ch einzufinden haben. Für die Nicteeihenenden zieht ein

Mitglied der Erſatz Kommiſſion das Los.

Quittung aus Zeitz.
Für das Vereinshaus gingen ein:

50 Pfg., geſammelt im Heiteren Blick. A. Leopoldt.

u h g e nF a u S h er et z e c 4 re v n a i 4Je t e3 k. e e em z c e n a a a 53 a a un 3 u 4



Sandersdorf
Sonntag den 9. März abends 8 Uhr im Lokale des Herrn F. Polka

große öffentliche Volksverſammlung.

n Der Kampf ums Daſein während der Kriſe.Referent edakteur A. Weissmann. Halle.
Die Arbeiter von Sandersdorf, Thalheim, Zörbig, Holzweißig, Greppin

u. ſ. w. werden nebſt ihren Frauen dazu eingeladen.
Eintritt 10 Pf.Freie Diskuſſion.

Der Vertrauensmann.

Verſammlung
der Handels Gehilfen und Gehilſinnen

Mittwoch abends 9 Uhr im „Weißen Roß“.
Tagesordnung 1. Ueber Natur und Kulturbilder in

Oſtaſien. Referent: Redakteur Däumig. 2. Wahl eines Kaſ-
Der Vorſtand.

Einem geehrten Publikum, Genoſſen und Bekannten zur gefl. Nachricht,
daß ich am Donnerstag den 6. März nachm. in der Ludwig Wucherer
ſtraße 54, Ecke Goebenſtraße, ein

garren Spezialgeſchäft
Jndem ich bitte, mein Unternehmen gütigſt unterſtützen zu wollen,

Hochachtungsvoll

Heinrich VFroseh
Ludwig Wuchererſtraße 54.

Motto:
Schaff gute Bücher in dein Haus,
Sie ſtrömen eigne Kräfte aus
Und wirken als ein hartAuf Kinder noch und Enkel fort.

Ein gutes Buch des Hauſes Segen,Sein Wert verweht nicht wie der Wind,
Denn wenn es wird dein Herz bewegen,
So lieſt's noch Kind und Kindeskind.

Bis rigſind an langen Winterabenden und zu anderen Zeiten die beſten Freunde
des Menſchen. Sie gewähren die angenehmſte Unterhaltung und unberechen-

baren Nutzen.

Internationale Bibliothek. Serie I.
Marr i rr Lehren von K. Kautsky. Broſchiert 1.50 Mk., ge-

undenWeltſchöpſpps und Weltuntergang von R. Bowmeli. Broſchiert
Mk., gebunden 3.50 Mk.Die ländliche rbeiterfrage. Gebunden 2. Mk.

Charles Fourier von A. el Gebunden 250 Mk.
Das Slend der Philoſophie von K. Marrx. Broſch. 1.50 Mk., geb. 2.-- Mk.
Das Erfurter Programm von K. Kautskhy. Broſchiert 1. 50 Mk. geb. 2.-—.
Die Lage der arbeitenden Klafſen in England von F. Engels. Bro

ſchiert 2.--. Mk., gebunden 2.50 Mk.
Der ruſſiſche Bauer. Broſchiert 1.50 Mk. gebunden 2. Mk.
Geſundheitspflege des Weibes von Dr. F. Simon. Broſchiert 2.-- Mk.,

gebunden 2.50 Mk.

ſierers. 3. Verſchiedenes.

z
zeich

Etienne Cabet und der ikariſche Kommunismus von H. Cabet. Bro-
ſchiert 1.50 Mk., gebunden 2. Mk.Natürliche und ſoziale dieligion von Dr. F. Lütgenau. Broſchiert
1.50 Mk., gebunden 2.Tſcherniſchewsky. Broſchiert 2 2 59 Mk., gehunden Z. Mk.

Dührings Umwälzung der Fiſſenſchaft von F. Engels. Broſchiert
2.50 Mk., gebunden 3. Mk.Das Aguitt der Vhiloſophie und Briefe über Logik. Broſch. 1.50 Mk.,
gebunden 2. PDie engliſche Gewertvereins- Bewegung von S. B. Webb. Broſch.
1.50 Mk., gebunden 2. Mk.

Revolution und Kontre- Revolution von K. Marx.
gebunden 2. Mk.Der Glaube an die enſchheit von
gebunden 2.50 Mk.

Laſſalle F., Reden und Schriften. Neue Geſamtausgabe. Herausgegeben
im Auftrage der Sozialdemokratiſchen Partei Deutſchlands von Ed.Bernſtein. Vollſtändig in 3 Bänden. Alle 3 Bande zuſammen in

Leinen gebunden 11.50 Mk.
Preis geb. 3.20 Mk.

Broſchiert 1.50 Mk.,

Th. Peters. Broſchiert 2.-- Mk.,

Volks-Fremdwörterbuch. Von Wilh. Liebknecht.Die Emſer Depeſche oder Wie e Kriege gemacht werden. Mit einem
Nachtrag: Bismarck nackt. Von W. Liebknecht.Städteverwaltung und Munizipal Sozialismus in England.
C. Hugo. Preis 2.50 Mk.Leipziger Hochverratsprozeß; wider Bebel, Liebknecht und Hep

dit einer hiſtoriſchen Einleitung von W. Liebknecht.
band 5.50 Mk.

Handelspolitik und Sozialdemofratie. Populäre Darſtellung der handels
pol litiſchen Streitfragen von K. Kautsky. Preis nach aus-

wärts 35 Pf., bei Dr. Einſendung des Betrages.
Zu beziehen durch dVolksbuchhandlung, Geiſtſtraße 21.

Jet Franck
allerbeſter Kaffee Zuſatz

in Kiſtchen und Paketen
hat unter allen Kaffeezuſatzmitteln ſeines hochfeinen Geſchmackes
und ſeiner reichen Nährſtoffe wegen den größten lg errungen
und kann daher als das tharſächli

Von

ner.
Halbfranz-

Je30 Pf.,

0

Erfo
J

Beſte und Dilligſte

jeder Hausfrau einpfohlen werden

Verlag u 4 d Amierate beramwortlich: Auguſt Gron

e en 7. haſts- Karten abends 8 Uhr

i Wagner, Voigtſtraße,

Versammiung.
Tagesord.: Der GewerkſchaftskongreßinStuttgart. ten

Eingänge. Verſchiedenes. Zahlreichen
Beſuch erwartet Der Vorſtand.
Stadt Theater Halle a. S.

Mittwoch den 5. März 1902
abends 7 Uhr

169. Vorſt. i. P.-Ab. 122. Abonn.-Vorſt.

1. Viertel. Farbe rot.Samſon und Dalila.
Große Oper in 2 Aufzügen von

Saint-Saens.

Donnerstag den 6. März 1902

x Uhr:170. Vorſt. i. P.-A. 123. Abonn. Vorſt.
2. Viertel. Farbe blau.

Der Traum ein Leben.
Phantaſtiſches Märchen in 4 Akten von

e e e Grillparzer.

C
Direktion: Richard Hubert.

Gr. Brillant Vorſtellung

Gomtesse X.
mit ihrer myſteriöſen Bällonfahrt

durch den Thenter
D Senſationell! W

jItemarceruins
Die unvergleichlichen, urkomi-

ſchen Grotesk-Komödianten.
Anfang 8 Uhr. Ende 11 Uhr.

ollo- Theater.

Direktion: Gustav Poller
am Riebeckplatz, nächſte Nähe vomHanrt Aggrhof.
der völlig neue wilante Spiel

Vlhyn.

Ihe 7 Alisong. Parterreakrobaten
auf lebenden

Piedeſtalen. Ohne Konkurrenz!
Taciann

(lever u. Piccold, Mehtemteſtenn

Darnett Il Boston, amerikaniſche
Exzentrics.

Die beſten Cascadeure.
Rugtieana-Quartett, gert bie

Kiters Dentler, Jene
Tänzerinnen.

Karl Bernhard, a
Brothers Serany eatt Woraiher

Pröses Velograp neue Serie leb.

Anfang 8 Uhr.
Photographien.

Ende geg. 11 Uhr.

Welt-Panorama.
Das Riesengebirge.

Jeden MittwochS lachte Feſt.
Oskar Heller,

4 Steinweg 32.
Telephon 2179.

fF ritz Grimm,
J

zigarren-Spe ziaigeſchätt
Reit u. Wuchererſtr. -Ecke

X
empfiehlt allen Rauchern,
die eine wirklich gute

5 Ff.-zigarre
rauchen wollen, ſeine

Erprobtes Huſtenmittel

iſt mein ſelbſtgekochter, ſchwarzer

Johannesbeerſaft.
Karl Krütgen,

Univerſal-Droguerie
x Merſeburgerſtraße.

P. Jhleſeldt
Goldſchmied

15 Rathausſtraße 15.
Reichhaltiges Lager in paſſenden
Konfirmations-

Geschenken,
afelf, Klaviere ſowie Pianinos
kauft Schi tlershof 1 am Morkt.

F u Plan ch dapon zit gut und
tauft ſtets Schülershof am Markt.

Damen Kinderfleider jſrfiat
I Wolfſtr. 19, III

a r 2et ſOelkeerte ar Scrbeloſe ſar des
SchneidergewerHierdurch laden wir die e rer be Kaſſenmitglieder zu

der am 10. März 1902 aurant des HerrnKautzſch, Martinsberg 6, ammlung ergeb. ein.Tagesordnung:
1. Rechnungslegung.
2. Bericht der Rechnungs-Prüfungskommiſſion.
3. Kaſſenboten- Angelegenheit.

4. Verſchiedenes. Der Vorſtand.
Die Rordhäuſer AuntabalarbeiterGenoſenſhaft

G. m. b. H.empfiehlt ihre vorgäglichen Kautabake allen Arbeitern und Partei

genoſſen aufs Angelegentlichſte.
Agent für Halle und Umgegend Herr Fritz Schnecken-

burger, Halle, Albrechtſtraße 24.
g3 folgenden Geſchäften ſind die Produkte der Kautabakarbeiter

Genoſſenſchaft zu haben:
Zignrrengesenütte: B. Siegel, Böllbergerweg.

C. e Pfännerhöhe 33. Schlöffel, Trothaerſtraße.
Th. Flöthe, indeß 38. Wermner, Bernburgerſtraße.
A. roß, Geiſtſtraße 5 Restaurateure:Grimm, Reilſtraße 134. W. aulmann, Unterberg.

Heinrich, Glauchaerſtraße 86. O. Meyer, Trotha.
Knnkfleute: Regber, Pfännerhöhe.

Konrad, Böllberg. Schramm, Merſeburgerſtraße 51.
r. Je „Steinweg. Schaller, Bergſtraßße.riedrich, Raßnitz. FVlaschenbierhändler:nz Pfännerhöhe. L. Bauer, Fritz Reuterſtraße.n Thomaſiusſtraße. Konsumvereine:

J „Thorſtraße. Zgeweingr KonſumV., Halle.Joſeph, Thomaſiusſtraße. nitz. Ammendorf. Rö litz.Roſenſtock, Merſeburgerſtraße 150. Frrihbnre Reideburg. Löbejün.

Deutſcher HolzarheiterVerband. Zahlſtelle Zeit.
Sonnabend den S. März abends S Uhr im „Heiteren Blick“
öſfentlicher Lichtbilder- Vortrag

über Egypten, Land und Leute.
Vorgetragen vom Green M. Klare.

Entree 10 Pf. pro Perſon. Sämmtliche Arbeiter ſind dazu eingeladen.
Die Ortsverwaltung.

Fischers Restaurant
D Manssfelderſtraße. W

Mittwoch

grosses Schlachtefest.
Hierzu ladet freundlichſt ein Fiseher.Sachs Zentral Krankenkasse

für Ränner und Zruner jeden Seruſes zu Chemnitz

ſtaatlich zugelaſſene Fae e,
nimmt geſ. Perſonen im Alter von 1455 Jahren ohne ärztl. Unterſuchung
auf und gewährt in Krankheitsfällen bei freier Aerztewahl eine wöchentliche
Unterſtützung von 7—-28 M. 15 Wochen voll und 15 Wochen zur Hälfte bei
niedrigen Beiträgen.

Mitarbeiter aller Stände,
welche die Erwerbung neuer Mitglieder ausſchließlich oder nebenbei betreiben
wollen, werden allerorts unter günſtigen Bedingungen geſucht.Auskunft und Neuaufnahmen im rennt Zinksgartenſtr. 15, 1, Halle.

Im Hausermeere
der Grosestadt gibts nirgends mehr
eine Bleiche. ie bdekomme ich da

meine Wäsche Weiss
„„»Wenn Sie mit Dr. Thompsons
Seifenpulver, Narke SCHIVAN,wasehen, das ohne Bleiche vie

dende Wische gibt.

W

Oveorali
kAcuflioh,

k.

Soeben erſchien: Schultaſchen,SimplieifſimusSt m Schulbücher,
u beziehen durch dieVolksbuchhandlung, Schieferſpitzer,

Federhalter,
Bleiſtifte,

Zu beziehen durch die

Volksbuchhandlung,
Geiſtſtraße 21.

Lehrling ſtellt ein
W. Buſſe, Tiſchlermſtr., Karlſtr. 2.

TTTTIJIJGeſchäftskeller iſt veränderungs-
halber in beſter Lage der Stadt per
1. April ſehr billig zu verk. Offertenunt. R. 150 an die frped ds. Bl.

Am 22. Febr. gold. Broſche ver-
loren, n ar Belohnung abzugeben

er Moritzkirche 1 im Laden.S v. Mts. r arzer Jughun entl.

Abzg. Kl. Klausſtr. 14 ner.
tag a rich 51 u

onntag den rS nach langem Aer et

Geiſtſtraße 21.

CinPoſt. geſef Konftrnaner,

Knahen u. HerrenAnzüge
zu ſehr billigen Preiſen.

Sternstrasse 9, I.Kein Laden. Kein Laden.

Liebhaber, ſeahter, ca. 400 St.lauben. aller Raſſen, müſſen bis
April zu jedem annehmbaren Preiserf werden. Paar von 1.50 Mk. an,

auch Tauſch, junge Hühner.Kraemer, Rittergaſſe 1.

die Restvestände
meines großen

Röbelu. PolſterwarenLagers

ſollen wegen Aufgabe des Ge
zu jedem annehmbaren

unſere liebe Tochter Martha im 20Le ensiahte Dies 4 t ſchmer Srzer iſt
an Familie a ebe,Grana bei Be

Beerdigung Mittwoch nachm. 3 Uhr.

Dankſagung.Wehen Dank u reunden
und Bekannten, die durch Troſtesworteund Blumenſpenden, aufrichtigen An
teil nahmen bei de v Verluſte der ws bein at u
deren Dank Herrn farer erund den Mitgliedern d Turn re
teilung des eiter- Bis h

mann M ner.Halle den 4r5 1902.

chäftsreiſe verkauft werden.

Brauer,Breite 16.
Gr. Partie Sofas u. G uitgen

bill. zu verk. Breiteſtr. 16.Iehrlings üenier, r
Einige fräſtige Jungen, welche Luſt

haben, die Formerei zu erlernen,
werden zum de t ril noch eingeſtellt beidevitz Co,, i ſeagießerel

äußere Delitzſcherſt
Drudf der Halleſchen Genyſſenſchafts-Buchdruckerei (E. G. m. b. H.) Halle a. S.
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Nr. 54

eDie deutſche Gewerkſchaftsbewegung
im Jahre 1901.

Die Generalkommiſſion der Gewerkſchaften
Deutſchlands giebt in ihrem letzten Correſpondenzblatte zu
dem in Stuttgart im Monat Juni tagenden IV. Gewerkſchafts-
kongreſſe einen ausführlichen Ueberblick über die Ausdehnung
der gewerkſchaftlichen Bewegung in Deutſchland. Der Bericht
enthält wertvolle Angaben über dieſen wichtigen Zweig der Ar-
en eng von denen die hauptſächlichſten hier angeführt
eien:

Die fortdauernde Steigerung der laufenden Einnahmen der
Generalkommiſſion ermöglichten es dieſer, den Agitations-
kommiſſionen in den Außenbezirken größere Mittel zur
Verfügung zu ſtellen. Jm Jahre 1900 betrug die Ein-
nahme an Quartalsbeiträgen 61 044 Mark, im Jahre 1901
74 040 Mark. Es iſt dies ein Beweis, daß die Zunahme von
99 954 Mitgliedern, welche die Gewerkſchaften im Jahre 1900
aufzuweiſen hatten, die Finanzkraft der Gewerkſchaften im
Jahre 1901 geſtärkt hat. Nach dieſer Beitragsleiſtung iſt an-
zunehmen, daß der Verluſt an Mitgliedern im Jahre 1901 ein
bedeutender nicht geweſen ſein kann und die Beitragszahlung
in den Organiſationen eine regelmäßigere geworden iſt. Die
an die Generalkommiſſion zu zahlenden Beiträge werden nach
der Summe der Mitgliederbeiträge berechnet, welche die ein-
zelnen Gewerkſchaften vereinnahmen. Eine Steigerung der
Leiſtung an Quartalsbeiträgen iſt alſo gleichbedeutend mit
einer Erhöhung der Einnahme an Mitgliederbeiträgen in den
Gewerkſchaften. Jn einzelnen Organiſationen, die ihren
Mitgliedern Arbeitsloſen Unterſtützung ge-
währen, ſind die Anforderungen, welche an die Leiſtungs-
fähigkeit der Kaſſe geſtellt werden, zwar ganz bedeutende,
doch zeigt ſich, daß die Mitglieder da, wo der Beſtand der
h gefährdet werden könnte, bereit ſind, höhere Beiträge zur
Ueberwindung der Kriſis zu leiſten. So glauben wir mit
Recht, hoffen zu dürfen, daß die Periode der wirtſchaftlichen
Depreſſion ohne nennenswerte Schwächung der Gewerkſchaften
vorübergehen wird. Von der Erklärung des bekannten Streiks
der Glas arbeiter wurde die Generalkommiſſion erſt nach
dem Beſchluß verſtändigt und überraſcht. Der von Holland
vorgeſchlagene Boykott engliſcher Schiffe wurde von den
beteiligten deutſchen Organiſationen abgelehnt. Jm Oſten, in
Schleſien und in ElſaßLothringen unterſtützt die General-
Kommiſſion Agitationskommiſſionen. Die „Jduſtrialiſierung“
des Oſtens iſt allerdings durch die jetzige Kriſis ins Stocken
geraten. Die Schikanen gegen das Arbeiterſekretariat in Beuthen
dauern fort. Mehreren Anforderungen, zum Bau oder zur
Mietung von Verſammlungslokalen Mittel zur Verfügung zu
ſtellen, konnte die Kommiſſion nicht entſprechen. Nur in einem
an wurde eine Summe für dieſen Zweck zur Verfügung ge-
tellt, weil die Verhältniſſe an dem betreffenden Orte dies

dringend geboten erſcheinen ließen. Ebenſo war es nicht an-
gängig, alle die Geſuche um Gewährung von Mitteln zur
Gründung und Erhaltung von Arbeiterſekretariaten zu
bewilligen, weil die Vorbedingung, welche der Gewerkſchafts-
kongreß für die von der Generalkommiſſion zu gewährende
Beihilfe als notwendig vorausſfetzte, in den Orten, aus welchen
die Anträge kamen, nicht gegeben war.

Nach den Erfahrungen, welche im letzten Jahre mit der
praktiſchen Verwendung des von der Generalkvmmiſſion ge-
lieferten Materials für die Streikſtatiſtik gemacht
worden ſind, iſt das Material abgeändert und neu angefertigt
worden. Die Vorbedingung für eine allen Anforderungen ent-
ſprechende Streikſtatiſtik dürfte nunmehr gegeben ſein. Wenn
die Erhebungen noch nicht vollkommen ausfallen, ſo muß be-
rückſichtigt werden, daß die Verwaltungsbeamten der Zweig-
vereine der Gewerkſchaften ſich erſt die nötige Uebung in der
Benutzung des Erhebungsmaterials aneignen müſſen. Es iſt
beſtimmt darauf zu rechnen, daß nach Verlauf eines weiteren
Jahres dieſe Uebung vorhanden ſein dürfte und unſere Streik-
ſtatiſtik der Kritik ſtandhalten wird.

Die Generalkommiſſion hatte ſich mit einem Antrage zu be-
ſchäftigen, nach welchem eine periodiſche Berichterſtattung über
die Lage des Arbeitsmarktes im Correſpondenzblatt ge-
bracht werden ſollte. Die Organiſation, die notwendig iſt, um
eine zuverläſſige und genügend umfaſſende Berichterſtattung
auf dieſem Gebiete zu ſichern, würde aber finanzielle Auf-
wendungen erfordern, welche wahrſcheinlich größer ſind, als der
Vorteil, der den Gewerkſchaften aus einer ſolchen Bericht-
erſtattung erwachſen kann. Es ſollte jedoch der Verſuch gemacht
werden, durch einheitliche zu gleicher Zeit zu erſtattende Be
richte der Zentralvorſtände einen Ueberblick über die Lage des
Arbeitsmarktes zu gewinnen. Auf eine Umfrage erklärten aber
zur 13 Vorſtände, in der Lage zu ſein, ſolche Berichte zu

liefern und iſt der Plan als vorläufig geſcheitert zu betrachten.
Auch Arbeitsloſenzählungen an einzelnen Orten aus zwei
wurde dies beantragt konnte die Kommiſſion nicht unter-
ſtützen. Dagegen ſind Fragebogen ausgearbeitet und an die
Kartelle und Sekretariate verſandt worden. Jn den Frage-
bogen ſoll Auskunft über alle wichtigen Vorkommniſſe gegeben

werden und wird ſomit für die Zukunft ein Geſamtbericht über
die Thätigkeit der Kartelle und Sekretariate veröffentlicht werden
können.

An faſt allen Gewerkſchaftskongreſſen und General-
verſammlungen nahmen Mitglieder der Generalkommiſſion
als Vertreter der letzteren oder als Delegierte ihrer Organi-
ſation teil. Nur bei den Bauarbeitern, Bildhauern, Hut-
machern, Fenſterputzern, Maſſeuren, Zeichnern und auf dem
internationalen Glasarbeiter- Kongreß war die Generalkommiſſion
nicht vertreten, weil entweder eine Aufforderung zur Dele-
gation von den betreffenden Berufen nicht ergangen war oder
ein Vertreter wegen anderweitiger Jnanſpruchnahme der Kom-
miſſionsmitglieder nicht entſandt werden konnte.

Auf der Konferenz der Blumen und Federarbeiter ſowie
auf dem Kongreß der ZivilBerufsmuſiker, der Kürſchner und
der Fenſterputzer erfolgte die Gründung eines Zentralverbandes
der genannten Branchen. Die erſteren drei Verbände ſind der
Generalkommiſſion angeſchloſſen, während bezüglich des Ver-
bandes der Fenſterputzer nicht bekannt geworden iſt, ob derſelbe
thatſächlich ins Leben getreten oder ob der Kongreßbeſchluß nicht
zur Ausführung gelangt iſt

Die Entſendung eines Vertreters zu dem am 8. Auguſt
in Glasgow abgehaltenen Kongreß des engliſchen Ge-
werkſchaftsbundes lehnte die General kommiſſion
ab. Der Bund iſt die Vereinigung der fortgeſchrittenen Ge
werkſchaften Englands zum Zwecke der gegenſeitigen Streik-
unterſtützung. Die ihm angehörenden Gewerkſchaſten gehören
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jedoch gleichzeitig der Geſamtverbindung an, die ihre Zentrale
in dem Parliamentary Committe hat und alljährlich den
Trades Unions Congreß abhält. Das Parliamentary Committee
war zweimal zu den Kongreſſen der Gewerkſchaften Deutſch
lands eingeladen, hatte jedoch eine Delegation nicht entſandt,
weil zwiſchen dem Tage der Einladung und dem Stattfinden
des Kongreſſes eine Sitzung des Komitees nicht ſtattſand. Jm
Jahre 1899 war dies ein Zeitraum von acht Wochen. Zu dem
Trades Unions Congreß im Jahre 1896 in Edinburgh hatte
die Generalkommiſſion einen Vertreter entſandt und konnte
deshalb wohl auf eine Gegendelegation der engliſchen Gewerk-
ſchaften rechnen. Statt deſſen beſchloß der Kongreß in Ply-
mouth im Jahre 1899, nicht nur keinen Delegierten zu den
Kongreſſen der Gewerkſchaften des Feſtlandes zu entſenden,
ſondern lehnte auch den Antrag ab, Berichte mit dieſen Gewerk-
ſchaften auszutauſchen. Unter dieſen Umſtänden hielt es die
Generalkommiſſion für richtig, trotz erfolgter Einladung nicht
eher einen Vertreter zu einem engliſchen Gewerlſchaftskongreß
zu entſenden, als bis ein Delegierter der engliſchen Gewerk-
ſchaften zu einem Kongreß der Gewerkſchaften Deutſchlands
erſchienen ſein wird. Nach der Ausſprache, welche zwiſchen dem
gleichfalls in Kopenhagen anweſenden Sefretär der Federation
of Trade Unions und dem Vorſitzenden der Generalkommiſſion
ſtattgefunden hat, iſt zu erwarten, daß zum nächſten Kongreß
der Gewerkſchaften Deutſchlands ein Vertreter der Federation
erſcheinen wird.

Vielfach ſtand die Kommiſſion den dentſchen Zentralorgani-
ſationen als Vermittlerin in Streitigkeiten wegen
Angliederung einzelner Branchen zur Seite.

Faſt vollen Erfolg hatte bekanntlich die Kommiſſion mit der
ſchwierigen Leitung der Vertreterwahlen zu den ſtagat-
lichen Verſicherungsanſtalten. Nur die von den or-
ganiſierten Seeleuten aufgeſtellte Kandidatenliſte für die ſee-
männiſchen Berufe erhielt nicht die Majorität. Die Einzel-
heiten dieſes Wahlergebniſſes ſind vom MReichsverſicherungsamt
nicht bekannt gegeben. Wie ſich das eigentümliche Stimmen
verhältnis ergeben hat, iſt für diejenigen, welche die Verhält-
niſſe näher kennen, völlig unverſtändlich. Vielleicht giebt das
Reichsverſicherungsamt darüber ſpäter noch einmal nähere Aus-
kunft. Die Wahlarbeit würde für die Zukunft weſentlich er-
leichtert werden, wenn von vornherein dafür Sorge getragen
wird, daß organiſierte Arbeiter in die unteren Wahlkörper-
ſchaften (Vorſtände der Krankenkaſſen, Vertreter bei den Renten-
ſtellen) gewählt werden. Das iſt die Vorbedingung für die
Sicherung eines Einfluſſes der orgoniſierten Arbeiter in den
Landesverſicherungsanſtalten und im Reichsverſicherungsamt.

Dem Organiſations-Komitee der Gewerbege-
richts-Beiſitzer, welches auf einer Konferenz in Leipzig im
Jahre 1900 gewählt war, ſind ſeitens der Generalkommiſſion
die Mittel zur Verfügung geſtellt, deren es zur Erledigung
ſeiner Arbeiten bedurfte. Die Tragung der Unkoſten für eine
von dem Komitee in Ausſicht genommene Konferenz der Ge-
werbegerichtsbeiſitzer wurde jedoch von der Generalkommiſſion
abgelehnt.

Die Auflage des inhaltlich bereicherten Correſpondenz-
blattes ſtieg von 10900 Exemplaren im Dezember 1900 auf
12 100 Exemplare im Dezember 1901. Bemerkenswert iſt, daß
die Zahl der Gewerkſchaftskartelle, welche das Blatt für ihre
Delegierten direkt, gegen Erſtattung der Portokoſten (20 Pfg.
pro Quartal und Exemplar) beziehen, ſich von 18 auf 25 im
letzten Jahre vermehrte. Die Auflage des italieniſchen Blattes
L'Operaio Jtaliano hat ſich im verfloſſenen Jahre nicht
vergrößert. Das Blatt erfreut ſich nach wie vor der Aufmerk-
ſamkeit der Behörde. Es wurden im letzten Jahre zwei An-
klagen gegen den Redakteur erhoben. Bei der einen wurde der
Uebereifer der Behörde nicht belohnt. Die andere führte zu
einer Geldſtrafe von 100 Mk. Den wiederholten Anträgen der
Genoſſen aus den Bezirken, in welchen die polniſche Sprache
vorherrſchend iſt, gab der Gewerkſchaftsausſchuß ſchließlich nach
und wurde am 1. April 1901 ein polniſches Organ Oſwiata
(Erleuchtung) ins Leben gerufen. Die Einrichtung wurde in
der gleichen Weiſe getroffen, wie bei L'Operaio Jtaliano, d. h.
von den Herſtellungskoſten tragen die Verbände, welche das
Blatt beziehen, zwei Drittel und die Generalkommiſſion trägt
ein Drittel. Der Gewerkſchaftsausſchuß wählte zum Redakteur
den Genoſſen A. Sremski- Leipzig. Das Blatt hatte bisher
eine Auflage von 3000 Exemplaren, die je zur Hälfte in der
Provinz Poſen und in Oberſchleſien Verbreitung finden.
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(Schluß aus geſtriger Nummer.)
Abg. Dr. Paaſche (natl.): Die Erklärung des Herrn Staats-

ſekretärs hat mich wenig befriedigt. Die Frage iſt von großer
Tragweite für die Zuckerinduſtrie und damit, wie ich Herrn
Wurm gegenüber betone, auch für die Landwirtſchaft. Wurm
betont mit Recht, daß der Zucker eines der wichtigſten
Nahrungsmittel für das Volk iſt. Wo wären wir aber, wenn
wir die Rübenzuckerinduſtrie nicht durch Schutzzölle großgezogen
hätten Sie ſagen, wir hätten eine Uebervroduktion herbei-
geführt: Ueberproduktion bedeutet aber billige Preiſe für die
Konſumenten. (Ruf b. d. Soz.: für die ausländiſchen.) Die
Ueberproduktion an Zucker iſt durch die überreichen Rüben-
ernten verſchuldet. Das iſt aber eine vorübergehende Er-
ſcheinung. Das Zuckerſtenergeſetz hat die Ueberproduktion nicht
herbeigeführt. 500 000 Tonnen ſind an Zucker in den letzten
10 Jahren in Ländern hergeſtellt worden, an die man früher
gar nicht dachte, wie Rumänien, Jtalien.

Ueber das Zuckerkartell iſt hier ſehr viel geredet worden. ich
will auch nicht alle Manipulationen des Raffinerieſyndikats
verteidigen, aber wenn die Rohzuckerproduzenten und die Rüben-
bauern noch einigermaßen beſtehen können, ſo verdanken ſie es
dem Kartell. Wenn die Prämien ſchon Oktober 1903 aufgehoben
werden follten, wie Zeitungsnachrichten behaupten, ſo wäre das
ein vernichtender Schlag für die Jnduſtrie. Deshalb muß der
deutſchen Zuckerinduſtrie ein größerer Spielraum zur Vorbe-
reitung zum Kampf auf dem Weltmarkt ohne Prämien gelaſſen
werden. (Bravo! h. d. Natl.)

Abg. v. Kardorff (Reichsp.) beſtreitet, daß das Kartell an
der Ueberproduktion ſchuld ſei. Die Ueberproduktion hat Graf
Caprivi mit der Herabſetzung der Getreidezölle verſchuldet.
Heben andere Staaten die Prämien auf, ſo können wir unſere
VPrämien auch aufheben. Die von England gewünſchte Be
ſchränkung des Ueberzolls iſt aber ein Eingriff in die ſtaatliche
Autonomie.

Preußiſcher Landwirtſchaftsminiſter v. Podbielski: Die
Ueberproduktion in Zucker kommt vom erhöhten Kartoffelbau.
Der erhöhte Kartoffeldau kommt daher, weil der Körnerbau
nicht mehr rentiert. Herr Wurm ſagte, ger aſe ein not
wendiges Volksnahrungsmittel. Dann müſſen Sie aber ein
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Geſetz gegen die künſtlichen Süßſtoffe annehmen (Lachen links),
denn die künſtlichen Süßſtoffe kann ich nicht ebenfalls als
Nahrungsmittel anerkennen. (Sehr wahr! rechts. Führt die
Konvention zu veränderten Zollſätzen, ſo wird das Haus Be-
ſchluß faſſen miſſen. Sie dürfen ſich verſichert halten, daß ich
als Landwirtſchaftsminiſter dafür ſorgen werde, daß die Kon-
vention nicht von heute auf morgen in Kraft tritt.

Abg. Richter (Freiſ. Volksp.) Wenn ich den Herrn Land-
wirtſchaftsminiſter recht verſtanden habe, dürfte ihm lieb ſein,
die Konvention käme nicht zu ſtande Heiterkeit. Süßſtoffe
gebraucht nur der, dem es um bloße Verſüßung zu thun iſt
und dem Zucker zu teuer iſt. Jch begrüße es mit Freuden, daß
die Konvention zu ſtande kommen ſoll, es hätte ſchon längſt im
deutſchen Intereſſe gelegen, die Zuckerſteuer abzuſchaffen. Eng-
land hat gewiß im eigenen Jntereſſe den Anſtoß zu der Kon-
vention gegeben, dieſes iſt aber mit dem deutſchen Jntereſſe
identiſch. Es iſt ſehr recht, daß die Rechte es abgelehnt hat,
h rtertartelt zu verteidigen, denn dieſes iſt ein grober

uru g.
Herr von Kardorff iſt mit der Aufhebung der Prämien ein-

verſtanden, er will nur nicht, daß der Zoll herabgeſetzt wird.
Beide Fragen hängen aber innig zuſammen und England hat
auch ganz recht, beide Fragen als unzertrennlich zu behandeln.

Die Konvention ſoll ſo bald als möglich kommen und muß
dem Reichstag ſofort vorgelegt werden: ich bin überzeugt, ſie
wird eine große Mehrheit auf ſich vereinigen und die paar
Bündler werden in einſamer Oppoſition ſtehen. Jch könnte
es ja bedauern, daß die Oppoſition nicht größer iſt, als ich
vorausſetze, denn ich könnte mir keine beſſere Parole denken,
als die Zuckerverbilligung. (Sehr gut! links.) Ich ſchließe
mit dem Wunſche, daß es auch dem Spiritusring ſo
gehen möge wie dem Zuckerring und daß die falſche Geſetz-
gebung, die zu beiden geführt hat, damit in die Brüche gehen
möge. Beifall links.)

Abg. v. Staudy (konſerv.): Es iſt abſolut unrichtig, daß
Deutſchland die Ueberproduktion verurſacht hat. Jn anderen
Ländern iſt die Steigerung der Produktion viel größer. Es
iſt bezeichnend, daß Herr Richter nur gegen die Kartelle der
Landwirtſchaft ſo energiſch vorgeht, dagegen niemals gegen die
anderen Kartelle. (Sehr richtig! rechts. Einem Jnkrafttreten
der Konvention vor dem 1. Oktober 1904 wird die Regierung
hoffentlich nicht zuſtimmen. Einen Ueberzoll von 6 Mark
halte ich für ungenügend, um die Konkurrenz des Auslandes
zu verhindern.

Abg. Dr. Barth (Freiſ. Vereinig.): Darüber, daß die Prä-
mien aufgehoben werden ſollen, herrſcht Einmütigkeit, man
ſträubt ſich nur gegen Herabſetzung des Zolls und wünſcht, daß
die bittere Pille, die die Zuckerinduſtriellen ſchlucken ſollen,
nöglichſt ſpät kommen möge. Sehr erfreulich iſt es, daß England

ſich der Bewegung angeſchloſſen hat. Jch bin überzeugt, daß,
wenn der ſüdafrikaniſche Krieg noch länger andauert, in Eng-
land auch ſonſt die ſchutzzöllneriſchen Beſtrebungen die Ueber-
hand gewinnen könnten ſehr zum Schaden Deutſchlands. Heute
aber ſollten wir Englands finanzielle Zwangslage ausnützen.
Jch wünſche noch eine weitere Herabſetzung des Zolles unter
6 M., um auf jeden Fall einen Zuſammenbruch des Kartells
herbeizuführen. Die Beſeitigung der Prämien iſt lange nicht
ſo wichtig wie die Beſeitigung des Kartells. Jch hoffe, daß die
Konvention dieſen Erfolg haben wird. (Bravo! links.)

Abg. Schrempf (konſ.): Da der Getreidebau in Württemberg
nicht rentabel iſt, iſt der Bauer gezwungen, mehr Rübenbau zu
treiben. Die großen Geldſäcke ſitzen nicht auf der rechten Seite,
ſondern auf Jhrer Seite. (Lachen links.) Die Landwirtſchaft
zahlt 237 Millionen Steuern für Zucker, Spiritus und Tabak
und das nennt man Liebesgaben. Wir werden die Konvention
mit der ſchärfſten Brille prüfen müſſen, denn die Regierung
erweiſt ſich als blind. Man möchte heute nach einem neuen
Bismarck ſchreien. (Bravo! rechts.)

Abg. Gothein (Frſ. Vgg.): Es kann die Poſition unſerer
Regierung kaum ſtärken, wenn man ſie als unfähig hinſtellt.
Die Konkurrenz des Auslandes brauchen wir abſolut nicht zu
fürchten, denn unſere Zuckerinduſtrie iſt techniſch hervorragend
entwickelt. Jch hoffe, daß jetzt der Zoll ſo herabgeſegt wird,
daß ſich der inländiſche Konſum weſentlich erhöht. Wir ſind
der Meinung, daß die Klinke der Geſetzgebunng nicht im
Jntereſſe einzelner gehandhabt werden kann, ſondern nur im
Intereſſe der Allgemeinheit. (Sehr richtig! links.)

Abg. Herold (Ztr.) ſpricht den Wunſch aus, daß die Brüſſeler
Konvention zu ſtande kommen und die Zuckerprämien abge-
ſchafft werden mögen. Wenn Rußland der Konvention nicht
beiträte, müſſe es einen Ueberzoll von 20 Mk. zahlen, denn Ruß-
land ſei ein ſehr gefährlicher Konkurrent.

Abg. Dr. Roeſicke-Kaiſerslautern (B. d. L.) meint, Abg.
Paaſche unterſchätze die Konkurrenz des Rohrzuckers. Kuba pro
duziere bereits heute ſo viel Rohrzucker, wie vor dem Kriege.

Abg. Wurm (Soz.): Herr Schrempf meinte, die an der Zucker
induſtrie intereſſierten Kapitaliſten ſäßen auf der linken Seite
des Hauſes. Nun, in den geſchäftsführenden Ausſchüſſen und
in den Auſſichtsräten ſitzen bekannte Herren aus der konſer-
vativen und Zentrumspartei. Herr Paaſche äußerte, der Vor
ſchlag, den überflüſſigen Zucker unter Waſſer zu ſetzen, ſei nicht
ernſt zu nehmen; er iſt aber abſolut ernſt gemeint geweſen.

Zum Beweiſe verlieſt Redner den betreffenden Artikel aus
der Dezembernummer der Deutſchen Zuckerinduſtrie. Die
Zuckerrübeninduſtrie hat, wie kaum eine zweite im Deutſchen
Reiche, ungeheure Summen aus den Taſchen der Steuerzahler
erhalten. Es geſchah, trotzdem die Zuckerfabriken Zeiten der
größten Proſperität durchgemacht haben. Den Zuckerfabriken
wurde über das normale Maß hinaus geſtattet, Frauen zur
Nachtarbeit zu beſchäftigen. Sie haben dadurch, daß
ſie pol niſche Arbeiter als Lohndrücker herangezogen
haben, das Kulturniveau der ganzen Bevölkerung herabgedrückt.
(Bravo! b. d. Soz.)

Abg. Schrempf (konſ.) behauptet, daß die von Herrn Wurm
angeführten Herren Vertreter der Rohzuckerinduſtrie ſind.

Abg. Wurm (Soz.): Herr Schrempf irrt ſich, es heißt aus
drücklich: im Aufſichtsrat des Raffinerieſyndikats.

Da Abg. Schrempf dieſer Behauptung neuerdings wider
ſpricht, ſchlägt Präſident Graf Balleſtrem vor, daß ſich die
Herren nachher privatim darüber verſtändigen.

Damit ſchließt die Diskuſſion. Nach einigen perſönlichen Be
merkungen wird die nächſte Sitzung auf Montag 1 Uhr anbe-
raumt. (Etat für die Expedition nach Oſtaſien, Aus
wärtigen Amtes, Kolonialetat, Vorlage betr. die Uebernahme
z Garantie des Reiches für eine Bahn von Uſambara nach
Mrogo.)
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156. Sitzung. Montag, den 3. März 1902, 1 Uhr.
Am Bundesratstiſch: Reichskanzler Graf Bülow, Freiherr

v. Richthofen, v. Goßler.
Anf der Tagesordnung ſteht zunächſt die zweite Beratung

des Etats für
die Expedition nach Oſtaſien.

Die Beratung beginnt mit den einmaligen Ausgaben. Ge
fordert werden zu Tit. 1: Ausgaben bei n
Reichsheeres a einmalige Koſten 950 000 M. d) de
Koſten 24 900 000 M. Die Kommiſſion beantragt be
willigen: z) einmalige Koſten 546 000 M. d) laufende
20000000 M. ferner empfiehlt die Kommiſſion eine
welche die verbündeten Regierungen den an
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Se ad eld zu gewähren undAbg. Frhr. v. erting en er re haben für die
ln die die Kommiſſion vorſieht, g in der Annahme, z der Wunſch, unſere en mögen keinen Tag
länger e ſtaſien bleiben, als nötig iſt, auch der Wunſch der
Regierung iſt. Die Weltpolitit muß in denjenigen Grenzen ge-
halten werden, die eine ſorgfältige Berückſichtigung der ein-heimiſchen Bedürfniſſe und eine gewiſſenhafte m ung der
einheimiſchen Hilfsquellen zieht. Eine Politik, die in dieHändel aller Welt einmiſcht, würde im ganzen Rei Sag aber
auch bei der Regierung keinen Verteidiger finden. Eine voll
ſtändige Zurückziehung der Beſatzung in China erſcheint mir
jetzt noch nicht thunlich. Die Konſolidierung der chineſiſchen
Verhältniſſe muß abgewartet werden. Vielleicht kann die Re
gierung heute ſchon einen Termin angeben, wann eine weitere
erhebliche Verminderung der deutſchen Beſatzung in Tſchili ein
treten wird.

Anders als in Tſchili liegen die Verhältniſſe in Shanghai.
Aber auch hier darf die Beſatzung keinen Tag länger bleiben
wie nötig iſt. Schließlich richte ich an den Herrn Reichs
kanzler die Anfrage, welches ſeine Auffaſſung über das engliſch
japaniſche Abkommen iſt. (Beifall im Zentr.) ß

Abg. Richter (Freiſ. Vp.): Die Kriegsentſchädigung Chinas
iſt bis jetzt ſchon vollſtändig aufgebraucht, und alles, was wir
für die oſtaſiatiſche Brigade weiter ver venden, muß entweder
aus Anleihen oder Steuern gedeckt werden. Die Kürzung derAusgaben für dieſe e Brigade durch die Kommiſſion entſpraug

dem Wunſche, die Beſatzung möglichſt zu vermindern, ohne daß
wir eine ſofortige Zurückziehung forderten. Unſere Beſatzung
iſt zu groß im Verhältnis zu der Geſamtbeſatzung. Von der
geſamten Kriegsentſchädigung haben wir ein Fünftel erhalten,
und dementſprechend müßten auch die weiteren Laſten nur z
einem Fünftel auf uns ſallen. Thatſächlich haben wir aber die
größte Beſatzung dort. Auch unſere Beſatzung in Shanghai iſt
zu groß. Wohin ſollten wir kommen wenn wir überall, woüberſeeiſche deutſche Jntereſſen mitſprechen, ſolche militäriſche
Beſatzungen hinlegen? 2 Auch die Dauer widerſpricht die Deta-
chierung der Beſatzungsbrigade dem Grundgedanken unſeres
Heeresſyſtems das auf der allgemeinen Wehrpflicht beruht,
während ſolche Beſatzungen auf die D auer nur möglich ſind auf
Grund des Werbeſyſtems. (Sehr richtig! links.)

Abg. Dr. Haſſe (nat.-lib.): Wir brauchen das engliſch japa-
wſche Abkommen nicht un günſtig zu beurteilen, müſſen aber in
Oſtaſien mit Rußland zuſammengehen. Rußland iſt durch dieſen
Vertrag gezwungen, ſeine Aufmerſamkeit dauernd auf Oſtaſien
zu lenken und muß deshalb auf alle europäiſchen Aben teuerverzichten. Die Beſatzung in Petſchilt kann nicht eher zurück-

gezogen werden als bis auch die anderen Mächte ihre Truppen
zurückziehen. Dasſelbe gilt auch für Shanghai. Das Schlag-
wort 'Weltpolitik“ kann nicht mehr, wie Herr Richter wünſchte
aus der Diskuſſion entfernt werden. Heute treten ſchon ar ßer
europäiſche Nationen als gleichberechtigt in die internationalen
Beziehungen ein.

Reichskanzler Graf Bülow: Durch das engliſch japaniſche
Abkommen wird in der Haltung der deutſchen Politik nichts
geändert. Weder in China noch Koreg verfolgen wir irgend
welche territoriale Zwecke. Wir wollen in Oſtaſien nur unſernHandeln ſicher entwickel ln: dagegen aben wir kein Jntereſſe

daran, uns in die Kämpfe um die Herr ſchaft über die Gebiete
n ördlich und öſtlich des Golfes von Vetſchili hineinziehen zu
laſſen. Das ſtünde im Widerſpruch zu den bisherigen Grund-
ſätzen unſerer chineſiſchen Politik. Neben der r diedeutſchen Miſſionare in China zu ſchützen, haben wir ausſchließ-
lich wirtſchaftliche Jntereſſen. Das engliſchjapaniſche Abkommen,
das, ſo weit wir ſeinen Jnhalt kennen, der Erhaltung des
status quo in Oſtaſien dient, ſchädigt ſomit die deutſchen Inter
eſſen in keiner Weiſe. Die Feſtſetzungen dieſes Abkommens über
die Selbſtändigkeit Chinas berühren Deutſchland nicht. Wir
haben, als wir das Abkommen kennen lernten. erwidert, daß
das deutſch-engliſche Abkommen vom 16. Oktober 1900 nicht
davon berührt werde. Der Grundſatz der offenen Thür bleibt
unverändert in Kraft. Die Behauptung der Times, daß wir
auf Koſten anderer Länder Monopole und Ausſchließungsre echte
in Shantung anſtrebten, iſt eine Ente. Wenn wir dort für
deutſche Unternehmer einige Eiſenbahn und Bergbaukonzeſſionen
erworben haben, ſo haben wir nur gethau, was andere Regie-
rungen auch und in großem Umfange gethan haben. Wir wollen
in China überhaupt keine Extrawurſt (Heiterkeit), ſondern nur
die gleiche Ration. An dem Zuſtandekommen des japaniſch-
engliſchen Abkommens haben wir nicht mitgewirkt. England
und Japan haben uns den Inhalt des Abkommens nach Ab-
ſchluß desſelben mitgeteilt. Das Abkommen iſt bedeutſam:
zum erſtenmale tritt ein hochbegabtes aſiatiſches Volk voll
kommen gleichberechtigt in nahe Verbindung mit einer europäiſchen Großmacht. Wir ſtehen eben im zeichen der Welt-
politik, die Bismarck, auf deſſen Schultern wir ſtehen, eingeleitet
hat. Meine Auffaſſung der Weltpolitik hält ungefähr die Mitte
zwiſchen der Definition des Abg. Richter und der des Abg.
Haſſe. (Heiterkeit.)

Wenn Sie unter Weltpolitik die Tendenz verſtehen, Hans in
allen Gaſſen zu ſpielen, überall die Finger hineinzuſtecken, ſo
bin ich ihr entſchiedenſter Gegner. Wir verſtehen unter Welt-
politik, daß Deutſchland gegenüber den immer größer werdenden
überſeeiſchen Jntereſſen die Pflicht hat, dieſe Jntereſſen zu
ſchützen. Ob und in welchem Tempo die Beſatzungsbriga de in
China vermindert werden kann, hängt von der internationalen
Verſtändigung zwiſchen den beteiligten Großmächten ab. Ueber
die Auflöſung der proviſoriſchen Regierung in Tientſin und die
Rückgabe Tientſins an Ching, wogegen wir kein Bedenkenhaben, ſchweben diplomatiſche Verhandlungen. Intereſſe haben
wir nur an der Weiterfuhrung der Regulierung des Peiho, an
r Offenhaltung des Waſſerweges von der Küſte nach et ng.
Die Beſetzungsbrigade wird nicht einen Tag länger bleiben,
als es politiſch geboten iſt. Auch die Regierung will die finan-
ziellen Kräfte des Reiches ſchonen. Wir bitten uns aber die
Mittel zu Fahren um unſere wirtſchaftliche und pol tiſche
Poſition in China noch mehr zu begründen. Zur richtigen Zeit
haben wir unſer chi neſiſches Expeditionskorps auf den ſechſten
Teil vermindert Hätten wir der r idigkeit nachgegeben
und unſere Tri wpen vorzeirig aus China zurückgezogen, 3würden wir andern die viellei cht nicht net iſchte Geles
heit gegeben haben, ſich auf unſe re Koſten bequemer zu beten.
Vom Standpunkte der deutſche Jutun ft wäre ein voreiliger
Rückzug ein großer Fehler geweſen Erſt achdem unſeren ſſion in China erfüllt wa i nd unſere T ruppen zurückge
kehrt. Bis auf eine Brigade hat e alſo Herr Richter ſeine Legion
wieder, und die Millionen werden auch noch kommen. Heiter
tet Ob im kornmenden Etatsjahre ein Teil der Beſatzung
entbehrlich ſein wird, läßt ſich heute noch nicht über
ſehen. Bei einem Vergleich mit dem Beſatzungskorps der
anderen Mächte darf nicht berſeben werden, daß wir nicht, m
England in Jndien und Hor igt ong und Fro nkreich in Tong
king, Stützpunkte in der Nähe ha ben Nach Shanghai ben
wir eine Garniſon verlegt, um an dieſem wichtig ſten chineiHandelsple e die Bemühungen der anderen ict e ſin die
Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung im a tſe2
unterſtützen Un er Vorgehen hatte keine feindliche Spitze
irgend eir ne andere Macht Namentlich hat ſich En
damit durchaus einverſtanden erklärt. Durch voreilige S Burücziehen n die guten Wiriu ingen der Beſatzung in Shanghe

nicht in Frage geſtellt werden. Es empfiehlt ſich ſie vorläufigdort zu ſie Gravo! rechts, in Zentrum und bei den Na
tionalliberaler

Abg. Singer (Soz.) Aus den Worten Des Reichs
cr ziebt ſich, von mal ch t R t ar ber cuchlaſſen will, wann die oſtaſiatiſche Bri gade zu wrückgezogen werde
ſoll Das ſoroect die Welt poli t Die aber micht vo
Reichskanszier. r r Bundes ondern an einesans anoel e le gemacht irrt Be Den eng

n n 144 el Ein druck e ehab a re deutſche u ne etwas über den Löffel

e in den toyment lüſſe einer c e Chak
vor. Wir können nur wün daß ſich der Reichsfangler von den inſegmgen des Herrn Haſſe möglichſt weit

entfernt, der am liebſten die oſtaſiatiſche Brigade noch ver-
z fern möchte. Wir dürfen nicht überall in der e ilter,
tatlonen errichten. Die oſtaſiatiſche Brigade iſt nufang zu einer Koloniglarmee. (Sehr richti e ben

Soz.) Was giebt es Widerſpruchsvolleres, als dieſe See
Politik Deutſchlands und die olltarifvorlage. (Sehr richtig!
bei den Soz.) Wir das Chinaabenteuer von vornherein
verurteilt und die Entwicklung der Dinge hat uns in dieſer
Anſchauung nur beſtärkt. Die deutſchen Steuerzahler haben,
von den an Blut abgeſehen, die Koſten dieſes Aben-teuers zu bezahlen. Eine ſolche Politik können wir nicht mit
machen. Wir werden die Ausgaben für die oſtaſiatiſche Brigade
voll oder verkürzt auf alle Fälle ablehnen. Der Reichskanzler
meinte, Herr Richter habe ſeine Legionen bereits wieder unddie Millionen würden auch noch kommen. Mir wäre es lieber,
der Reichskanzler würde die materielle perſönliche Verpflichtung für die Wiederkehr der Millionen übernehmen.
(Sehr gut! links). Hoffen kann man leicht damit macht man
auch den bewilligungsluſtigen Parteien das Bewilligen noch
leichter aber verlangen kann der Reichskanzler nicht, daß man
ſich auf ſeine Hoffnungen verläßt. Schon bei der zweiten
Ratenzahlung der Kriegsentſchädigung ſollen ſich Schwierig-
keiten herausgeſtellt haben. Für die deutſche Finanzpolitik iſt
der Sperling in der Hand wertvoller, als die Taube auf dem
Dache. Mir iſt jede Million Erſparnis in dieſen Etat wert-
voller, als die Hoffnung des Reichskanzlers. Da die Mehrheitſich leider nicht entſchließen wird, die oſtaſiatiſche Brigade durch
Verweigerung der Mittel zu beſeitigen, ſo werden wir dem von
der Kommiſſion beantragten Abſtrich der 5 Millionen zu-
ſtimmen. (Bravo! bei den SozAbg. Freſe (Freiſ. Vereimgg) ſieht zwar nicht ein, daß durch

den Abſtrich von 5 Millionen thatſächlich etwas beſonders
Großes erreicht wird, will aber dafür ſtimmen. Werden die
Ausgaben trotz des Aöbſtrichs notwendig, ſo kann ſich die Regie-
rung ſie ja nachbewilligen laſſen.

Der Titel 1 wird mit dein Abſtrich genehmigt; ebenſo Titel 2
und der Reſt des Etats. Die Einnahmen werden an die Budget-
komm iſſion verwieſen.

Es folgt

der Etat des Auswärtigen Amtes.
Beim Titel Staatsſekretär liegt die ſozialdemokratiſche

Reſolution vor, die den Reichskanzler erſucht, die aus Peking
mitgeführten aftronomiſchen Juſtrumente dorthin
zurückſchaffen zu laſſen.

Abg. Dr. Haſſe (natl.) begrüßt die Reiſe des PrinzenHeinrich nach Amerika verlangt aber, daß ſich Deutſch
land auf wirtſchaftlichem Gebiete gegen Amerika wahre.

Ab g. Münch-Ferber (natl. bedauert, daß trotz des einſtimmigen
Beſchluſſes des Reichstages vom Reichskanzler noch immer
nicht deutſche Handelskammern im Ausland errichtet worden
ſind.

v. Richthofen hält den Wert ſolcherStaatsſekretär Frhr.
Jnſtitute für zweifelhaft.

Abg. Dr. Gradnauer (Soz.): Der große Englandhaſſer,Herr Haſſe, erhoffte von der Reiſe des Prinzen Heinrich eine
Verbeſſerung der deutſch amerikaniſchen Beziehungen. Durch
ſolche Reiſen von Monarchen oder ihren Angehörigen können
aber die Beziehungen von Nationen zueinander nicht geändert
werden. Dieſe Art Reiſepolitik nimmt bei uns derart über-
hand, daß der Reichstag beſſer thäte, dagegen Stellung
z u nehmen, als ihr eine Art Huldigung entgegenzubringen.
Unſere Beziehungen zu Amerika hängen von ganz anderen
Dingen ab. Gerade Herr Haſſe, der doch ein Burenfreund
iſt, ſollte wiſſen, daß freundſchaftliche Beziehungen der Herrſcher
auf die kulturellen Jntereſſen der Völker nicht einen Deut Ein-
fluß haben.

Jn Südafrika ſind Dinge geſchehen, die jederBeſchreibung ſpotten. Trotzdem der Reichskanzler im
März 1900 erklärte, Deutſchland fehlen niemals, wo es ſich umHumanität und Frieden handelt, hat Der itſchland eine Haltung
eingenommen, die dieſe Aeußerung geradezu als eine Unwahr-
heit erſcheinen laſſen muß. Graf Bülow machte ſpäter, im
Dezember 1900 einen Unterſchied zwiſchen einer Mediationund einer Jntervention. Eine Mediation ſei unmöglich,
weil dieſe vorau Sſetzt, daß beide Teile ihre Zuſtimmung geben.
Wenn nur ein Teil dieſes Einſchreiten wünſcht, ſo ſei es eine
Jntervention und die ſei Deutſchland aus beſtimmten Gründen
unn nög lich. Dieſe Auffaſſung des Reichskanzlers über Mediationund Jntervention iſt aber vollſtändig unrichtig. Jn dem Ab-

mitt der Haager Konferenzakte, der über die guten T DienſteIng die Vermittelung handelt, iſt keine Rede davon, daß eine
Medigtion von beiden ſtreitenden Parteien acceptiert werden
z te. Jede Vertragsmacht hat das Recht, aus eigenem Jn-

eſſe am Weltfrieden eine andere beteiligte Macht in freund-
ſchaftlicher Weiſe darauf aufmerkſam zu machen, daß ihr Ver-
halten gegen die Haager Konferenz verſtoße. Man hat i in Bezug
auf dieſe Angelegenheit ein Gefühl der Röſtumpfung im deut-
ſchen Volke erregt: man glaubt mit ein paar ſch wäch lichen
Redensarten ſeine Schuldigkeit gethan zu haben. Aber der
Burenkrieg iſt noch nicht zu Ende und es iſt noch heute die
Pfli cht jeder Partei, die für das Völkerrecht ein Empfinden et
die deutſche Regierung auf den von mir bezeichneten Weg zweiſen. Worin beſtehen denn eigentlich die Gefahren, vie
eine Einm iſchun g in dieſe Dinge unmöglich machen Die Re
gierun g hüllt ſich ja immer in diplomatiſche Geheimn iſſe, wennes ihr unbequem iſt, über irgend etwas Auskunft zu geben.

Jn gewiſſen Kreiſen ſcheint vielmehr keine Neigung zu beſtehen,
etn as zu thun. Wir ſtehen doch angeblich mit Engla nd in den
beſten Beziehungen Dann kann doch eine freundſchaftliche Ein-
miſchung nicht unmöglich ſein! Eine etwaige Erfolgloſigkeit
ſeiner Bemühungen würde das deutſche Volt dem Grafen Bülow
vers eihen. Der kanzler hat ja in ſeiner diplomatiſchen

rriere genng ndere Erfolgloſigkeiten aufzuweiſen (Sehr
gut! b. d. Soz ſo die Thatſache, daß ſich trotz der Erklärung

s Grafen Bülow die engliſche Regierung mit der bekannten
Rede Chamberlains ſolidariſch erklärt hat.Ich möchte ferner auf einige Vor kommniſſe völker-
rechts vi di ger Art eingehen, zu denen die engliſche Krieg-
führu üdafrika gef ihrt hat. Proklamationen engliſcherGenerale haben in Wi derſpri ich zu Art. 46 der Haager Kon-
t Buren, die ni ch bi 5 ein em- beſtimmten Zeitpunkt die
Waſſen niederlegten, mit Konfiskation des Eigentums gedroht.Ebenſo völkerrechts hidrit g r die Auf ferlegung des Treu

eides gefangenen Buren gegenüber, völkerrechtswidrig iſt auchDie e der ſog. Konzentrationslager, die keine
uchtsſtätten ſondern unberechtigte Hilfsmittel ſind, um die

Buren zur Ergebung zu zwingen. (Sehr richtig! 4 b. d, W.Ebenſo völkerrechtswidrig iſt die Proklamation des Vor
Kitichener vom 7 Augu ſt vorigen Jahres, die Buren, welchenach dem 15. September noch Widerſtand leiſten, für immer
Verbannung audrobe Das widexſpri t dem Art. Per gang
Alre, in dem es hell zt, ne 4 dem Frieden sſchluß ſollen riegs-

ge fangene binnen türseſt er Friſt in die Heimat entlaſſen werden.
dieſe Völ kerrechtswidri gleiten geſchehen, ohne daß die

brigen Regierungen den Mut finden, ein offigielles Wort gegen
den Bruch des Haager Abkommens einzulegen, Jch frage den
Herrn Reichskanzler, wie er über dieſe Verletzung beſtehenderVerträge denſt. Es iſt eine Pflicht des Reichstages zu ver
igen, Das die Regierung ſich über dieſe Dinge aus rich
Es erichen mir als eine Ehreupfl icht, her die ehand-de r enſe, in der Türkei zur Sprache

bringe Trotz des Memorandumeé, das 1804 33 land undRußland an die Türle gerichtet hat, haben die e und
Grauſamkeit mer zugenommen. Ungerechte in rkerungen
finde ſtatt, Ortſchaften werden verbraunt, Fraue und K Kin e

Und in der Türkei iſt keine Jnſtanz, Abhilfe

s cel denin ise irkei betont hat.Was die rer der Pekinger Jnſtrumente

betrifft, ſo habe i gewundert, mit welcher Naivi-tät die Nordd. A S den Verzicht der chineſiſchen Re
erung als Grund m lt hat für die Febalung der JnPnnente Die Chineſen werden vielmehr geſagt haben: „Be

r ie Jnſtrumente nur als Denkmal der
rade Graf Ball r Aunerp „Denkmal der

ande“ auf eine ſragt er deutſ verſtößt gegendie Ordnung des Hauſes. Jch rufe Sie eshalb zur Ordnung.
(Bravol rechts.

Abg. Dr. Gradnauer: Die Verpflichtung gegen uns ſelbſt
Biite uns zwingen, das geſchehene Unrecht wieder gut zu e
Die Dllerrechtewiſſenſhat iſt ſich einig darüber, daß eine ſolche
Wegnahme von Gegenſtänden der Kunſt und Litkeratur r
erlaubt iſt. Die Jn ſtrigpent ſind in Sansſouci aufge t t.
alſo, wie es ſcheint, in dem Privatbeſitz einer Perſölichkeit. Wo ſind denn die Jnſtrumente eigentlich verrechnet

worden Sie müßten doch bei den Geldern verrechnet werden,die Ching an Deutſchland ſchuldet. Auch die altchiueſiſchen
r Klar aus Deutſchland fortgeſchafft werden.
Es iſt eine hohe Pflicht des Reichstages, ar ſol er er ts
widrigkeit aus der Welt zu ſchaffen und ſich keine Rechts-
widrigkeit zu ſchulden kommen 3 e ſen. b. d. Soz.)

Reichskanzler Graf Bülow rt und Weiſe, wie derVorredner über die Reiſe des Belnnen Heinrich nach Amerika

hat, war bedauerlich, zumal im Hinblick auf die
chöne Aufnahme, die der deutſche Prinz bei dem amerikaniſchen
Volke gefunden hat. (Seht richtig! rechts. Die Reiſe des
Prinzen n verfolgt keine beſtimmten politiſchen Ziele,
der Zweck, den wir anſtreben, iſt nur die Aufrechterhaltung der
traditionellen guten Beziehungen zwiſchen Deut und
Amerika, wie ſie beſtehen ſeit den Tagen des großen Friedrich
und des en Waſhington. Das deutſche und das amerika-
niſche Volk hat allen Grund, ſich gegenſeitig zu achten und auf
der Grundlage voller Gegenſeitigkeit in Freundſchaft mit ein-
ander zu leben. Das deutſche Volk verfolgt mit lebhafter Be
friedigung die gaſtfreie und ritterliche Aufnahme, die Amerika
dem Bruder des deutſchen Kaiſers bereitet. (Bravo! rechts.)

Was die Pekinger Jnſtrumente anlangt, ſo hat derAbg. Dr. Gradnauer ſich wieder chineſiſcher bewieſen als die
Chineſen. (Sehr h und Heiterkeit rechts.) Die Zurück
ſendung der aſtronomiſchen Jnſtrumente iſt auch von uns er-
wogen worden. Wir haben aber nach eingehender Erwägung
von dieſer Rückſendung Abſtand genommen, einmal, weil uns
die chineſiſche Regierung die Jnſtrumente bei der erſten Erörte
rung der Frage ſogleich förmlich zur vollen Verfügung geſtellt
hat, und zweitens, weil das chineſiſche Volk annehmen würde,
die Rückſendung erfolge auf Befehl der chineſiſchen Regierung,
und wir hätten eine furchtbare Niederlage erlitten. Die
KaiſerinWitwe von China aber, eine ſehr intelligente Dame,würde ſich zweifellos durch eine Zurückſendung e nen
höchſt verletzt fühlen. (Lachen bei den Soz.) Die Jnſtrumente
ſind unter voller Zuſtimmung der chineſiſchen Regierung in un
ſeren Beſitz übergegangen.

Weiter iſt Abg. Dr. Gradnauer auf unſere paſſive d. h. neu
trale Haltung im ſüdafrikaniſchen Kriege ngeganget weier
lei Möglichkeiten des Einwirkens an ngland bezgl. des Buren
krieges waren gegeben. Erſtens d nrufung des HaagerKriminals, die auch ſeitens der Buven erfolgt iſt, aber leider
keinen rege Der zweite Weg war der der Mediation.
Von keiner Macht aber iſt gegen den Krieg und das Verhalten
Englands irgendwelcher Einſpruch erhoben. Wir haben keinen
Anlaß eine führende Rolle in dieſer Page u übernehmen.
Ginge es nach dem Abg. Gradnauer, ſo müßten wir unſere
Finger in jede Ritze ſtecken. Cachen links) Dann hätten wir
uns nicht uur in die ſüdafrikaniſche verlegt ſondern auch
in die armeniſchen Wirren und ſogar in den Philippinenſtreit
einmiſchen müſſen. Wir wollen aber nicht Hansdampf in allen
Gaſſen ſein. (Bravo! rechts. Lachen links.) Auf die Chamber-
lainaffaire lehne ich ab, wieder einzugehen. Jch habe vonmeinen früheren Aeußerungen nichts r will aber
auch nichts hinz ufügen. (Lebh. Beifall rechts.)

Abg. Freſe rſ. Vag.) befürwortet die Errichtung von Handelskammern im Ausland.

Abg. Ledebour (Soz.): Der Reichskanzler hat die Rede desAbg. Gradnauer falſch zu fgefaßt. Wir wollen die freundſchaft-

lichen Beziehungen zu Amerika nicht ſtören, erblicken aber in der
Prinz Heinrich Reiſe nichts anderes als die Reiſe eines
Keremonien meiſters. (Sehr gut! links.) Zur Perſon des
Frinzen Heinrich haben wir zudem kein beſonderes Vertrauen.

r war auch in China. un bald darauf hatten wir die Anet Wirren. Zu den M agnawen gegen Amerika rechnen
wir den Zolltäarif. (Aha! rechts.) ieſer Zolltarif muß
wirtſchaftliche Verſtimmungen in Amerika hervorrufen. Dieſe
haben größeren wie iß als Prinzenreiſen und alle Feſteſſen,mögen ſich auch noch ſo viele Milliardäre daran beteiligen.

Die Rückgabe der Pekinger r fordern wir nicht,
um dem Nationalſtolz der bie en a ſchmeicheln, ſondern im
Jntereſſe der eigenen Ehre Deutſchlands. Damitentfällt für uns der Vorwurf des Chineſentums. Wir wahren
die Ehre Deutſchlands mehr als der Reichskanzler und ſeineRegiernng. (Lachen rechts.)

Wenn man ſagt, die Kaiſerinwitwe würde ſich durch die Rück
gabe der Jnſtrumente verletzt fühlen, ſo iſt das der Standpunkt
eines chineſiſchen en i e meiſter nicht aber
eines deutſchen Staatsmanns. laube an ein ſolches Verletztſein der Kaiſerinwitwe ch enn wir auch noch immer
nicht den Urheber der Panrerben Fortnahme kennen, ſo kennen
wir doch den Empf n ger Denkmals, das derPräſident nicht ein Berwal der Schande genannt
wiſſen will. (Gr. Heiterkeit.)

Jm Park zu Sansſouci zeigt man heute die Mühle als ein
Zeichen der Gerechtigkeit preußiſcher Aüniae die Jnſtrumente
wird man nicht als ein 4 Zeichen zeikönnen. (Sehr gut! links.) J Sie unſereſolution annehmen werden und nicht das Denkmal in Sans-
ſonci laſſen werden das der deruſgen Von zur Unehre ge-
reicht. (Sehr gut! links.) Der Reichskanzler hat Gradnauer
vorgeworfen er treibe Weltpolitik a outrange, Er hat dochaber nur n e Einwirkung auf die engliſche Repie-
rung verlangt. Noch iſt es nicht zu Pir ich kulturelle
Forderungen bei England zu vertreten.
ausdrücklich das Bedauern ausgeſprochen, a nichts thunkonnte, weil ſich die übrigen Großmächte a ll verhalten. Was

77 in elgien gethan hat, hätte man in Deutſchland viel eher
thun müſſen

Die von mir bereits früher erhobene Forderung die Regie
rung möge interbenieren damit die Frauen und Kinder aus
den Konzentrationslagern ſaiſern werden, B. eder von fet ſo
urenfrennd i ben re Wer nterſtütztw oxden. Gerade jetzt aber wäre der e oment, eineſolche e anzuregen denn n hat auf
eine Beſchwerde d s Bürengenerals Bahn erwidert er werde
ſich glücklich i der Sorge für die Poapen und Mindge ent
hoben zu ſein an könnte das ja als Hohn an te n, aber ich
meine, wir ſollten die Sache t e und alles um

d gl

Belgien hat an

dir ugüiſche Regierung ihrem Wunſche entſprechen ich zu
nachene Sozialdemokraten aller 3 4 en En a h d
einig in der 2teiinns dieſes tig n 9die Entnationaliſierung eines San eSozialdemokratie, obgleich tn e hat t
h der National n nne Nationalität. Darin a erg batdieſelbe internationale un n e e olitit
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a u I7 9tzung: Dienstag 1 Uhr. t
Veteranen, un der heutigen Ferctanggansetat i die

Schluß 6 Uhr.

Kokales und Provinzielles.
Halle a. S., 4. März.

Jn der geſtrigen Stadtverordnetenſitzung
kamen die re Zuhbrer aus Arbeiterkreiſen nicht auf ihre
Koſten, da vom r weder eine Silbe geſprochen,noch derſelbe nachträglich etwa als beſonderer Puntt auf die

Tagesordnung geſetzt wurde. Wie es nun mit dieſem ausſieht,
darüber iſt eigentlich niemand unterrichtet. Man kennt ſelbſt
in eingeweihten Kreiſen ſeinen Inhalt nicht, noch weiß man,
wo er gegenwärtig ſeine Lagerſtätte hat. Es läßt ſich ebenſo-
wenig mit Beſtimmtheit darauf rechnen, daß er nächſten Mon-
tag zur Beratung kommt, wie es denn eine merkwürdige Be
wandtnis mit dieſem Monſtrum von Wahlproteſt hat. Kein
Menſch weiß, woher „ſein Nam' und Art“, niemand kennt ſeine
wahlvernichtenden Argumente und ſchließlich wartet man ver
geblich, bis der einhüllende Schleier gehoben wird. Die Glau
chaer Wahl bildet faſt ein kommunales Dokument ſowohl hin
ſichtlich ihres Verlaufes als auch der angewandten Mittel.

Das Kollegium beſchäftigte ſich hauptſächlich mit der Be
ratung der einzelnen Kapitel des Etats. Nur ſelten iſt eine
Materie im ſtande. Berater und Zuhörer zu feſſeln, monoton
r die Ableſung der Ziffern und mühſam ſchleppt man ſich
von Kapitel zu Kapitel, ſo daß man mit Fug und Recht be
haupten kann, es giebt ſchwerlich langweiligere Sitzungen, als
diejenigen, in welchen die Tagesordnung ſich hauptſächlich auf
Etatberatungen ſtützt. Unſere Genoſſen regten bei den Einzel
poſitionen verſchiedene Verbeſſerungen an und Gen. Krüger
richtete die Aufmerkſamkeit der Verſammlung auf den Poſten:
Für Kundſchafterdienſte ohne Rechnungslegung 1500 M. Selbſtwenn man der Polizei dieſe Kundſhaſter nicht vorenthalten

will, beſteht unſeres Erachtens keine Veranlaſſung, ſie der
öffentlichen Rechnungslegung über die Verwendung der in Frage
bier P Gelder zu entheben. Die Sozialdemokratie iſt bezüglich
dieſer Kundſchafter beſonders mißtrauiſch. War es doch während
der Ausnahmegeſetzgebung nicht nur der ſogen. Welfenfonds,der allen möglichen unſanberen Elementen materiellen Vor-
ſchub zur Veſpipelung unſerer Genoſſen bot. Es iſt ebenſo

bekannte Thatſache, daß faſt jede Regierung auch noch in
heutiger Zeit ſtändige Geheimfonds bereit hält, die ſie nach
ihrem Gutdünken für Kundſchafterdienſte verwendet. Daß ſich
dieſe Dienſte meiſt gegen oppoſitionelle Parteien richten, iſt
natürlich kein Die Verſammlung ging leider nicht auf
dieſe kitzliche Materie ein, der Antrag Krüger wurde abgelehnt.

Bei der Beratung der Petition der Steinſetzer um
Herausgabe von Pflaſterarbeiten flammte die Diskuſſion etwas
auf. Einzelnen Stadtverordneten ſchien auch dieſe Beratung
als Zeitverſchwendung zu gelten, denn ſie beantragten, nach-
dem der Referent Stephan und unſer Genoſſe Emmer dazu
eſprochen und letzterer beantragt hatte, die Petition demMagiſteat zur Berückſichtigung zu überweiſen, Schluß der

Diskuſſion. Sie bemerkten in ihrer Eile gar nicht, wie un
ſchicklich und unzuläſſig es iſt, Diskuſſionsſchluß bei Stellung
eines Antrages eintreten zu laſſen. Der bezügliche Hinweis
Krügers half denn auch, ſo daß er für den Emmerſchen Antrag
ſich noch verwenden konnte. Leider vergeblich der Antrag
wurde abgelehnt. Bei dieſer Debatte focht wieder Herr Maurer-
meiſter Heiſer um die Lorbeeren der Unternehmerrückſichtsloſig
keit. an muß dieſen kleinbürgerlichen Jnnungsſchwärmer
perſönlich ſehen, wie er jede ſich darbietende Gelegenheit wahr
nimmt, um Gift und Galle gegen die Arbeiter bezw. ihre
Vertreter im Kollegium zu ſpeien. Er iſt wenig redegewandt
und überhaſtet ſich deshalb meiſt, ſo daß ſchließlich die biſſigen
Sätze nur ſtoßweiſe aus dem Munde kommen. Dabei ſpricht
er nicht zu dem Plenum der Stadtverordneten, ſondern wendet
ſich ausſchließlich der Stelle zu, wo unſere Genoſſen ſitzen.
Leider ſind dieſe ſo verſtändnislos, daß ſeine Anklagen auf ſie
keinen Eindruck machen.

Jn der geſchloſſenen Sitzung
wurde ein Antrag mehrerer Mitglieder aus dem Kollegium:
zum Empfang und zur Begrüßung der Deutſchen Kolonial-
Geſellſchaft dem Magiſtrat einen Kredit von 1500 Mk. zu ge
währen, verhandelt. Die Finanzkommiſſion hatte beſchloſſen,
den Antrag abzulehnen. Stadtv. Steckner referierte und
empfahl als Referent, dem Beſchluſſe der Kommiſſion beizu
treten, machte aber von dem Rechte Gebrauch, ſeiner perſön
lichen Anſicht dahin Ausdruck zu geben, daß es ſehr wünſchens-
wert ſei, den Betrag zu bewilligen, indem er von der Gemein-
nützigkeit der Geſellſchaft eine hohe Meinung habe und esWſee Pflicht ſei, die Kolonialbeſtrehungen zu fördern. Ober-

bürgermeiſter Staude bedauert, daß die Angelegenheit zu unlebſamen Erörterungen Veranlaſſung gegeben und durch die

Preſſe in die Oeffentlichkeit gedrungen ſei. Er bittet, den An
trag anzunehmen, denn die Deutſche Kolonial Geſellſchaft ſei
kein politiſcher Verein, und es gereiche der Stadt zur Ehre,
„große Männer in den Mauern Halles begrüßen zu können.
Zum Beweis, daß die Geſellſchaft nicht politiſch ſei, legt er
ein Statut derſelden auf den Tiſch des Hauſes. Jn der nun
folgenden Diskuſſion ſprach ſich zunächſt der Stadtverordneten
vorſteher Dittenberger für Bewilligung aus und ſucht x
beweiſen, daß, weil mit Ausnahme der Sozialdemokraten alle
Parteien in der Geſellſchaft vertreten ſeien, dieſelbe unpolitiſch
ſei; dieſem ſchließt ſich Stadtv. Reck an und meinte die
Unkoſten der fraglichen Kolonialbeſtrebungen würden durch
die Steuern gedeckt. Da die Reichen die Hauptſummen
der Steuern decken, ſei der Beitrag der arbeitenden Bevölke
rung gering. Jm ähnlichen Sinne ſprachen ſich noch die
Stadtv. Bethcke, Lembſer und Grote aus. Gegen die
Vorlage wandte ſich zunächſt der Stadtv. Schmidt, welcher
bereit iſt, gern zu Repräſentationen Geld zu bewilligen, aber
niemals einem Verein oder einer Geſellſchaft, welche Sonder-

z verſolgt, und das ſei hier der Fall. Die Kolonial
Geſellſchaft ſucht überall Einfluß zu gewinnen zur n
von Millionen für Anlagen in Afrika. Stadtv. Zteſ ührt
aus, daß alle Redner, die für die Vorlage geſprochen, ewieſen
hätten, daß die Geſellſchaft hochpoliti ſei, hier wolle man
einen ſo großen Betrag opfern, während in unſerer Stadt für
die einfachſten Kulturbeſtrebungen kein Geld zu haben ſei.
Stadtv. Richter legt keinen Wert auf die 1500 Mk. ſondern
guf den politiſchen Charakter der Geſellſchaft. Herr Reck be
ſinde ſich im Jrrtum, wenn er meint, nur die Reichen bezahlen
die Koloniglbeſtrebungen, dieſelben würden getragen von den
Schultern der Armen, welche duych indirekte Stenern immer

mehr belaſtet würden.
Stadtp. Krüger ſchließt ſich dem an, und meinte, man

ſolle den Armen wegen ſeiner Aymut vicht noch verhöhnen, denn
als Hohn müſſe er es auffaſſen, wenn dieſelbeneſagt wurde,ape wenig zu den h e Wien bei. Wenn derGelWaſt ein bidiee h bereitet werden ſoll, dann
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mögen die geheimen und nicht geheimen Kommerzienräte in ihre
eigene Taſche greifen; wir verſagen die Gaſtfreundſchaft nie
mand, und wenn bei Ablehnung der Vorlage ein Regierungs
vertreter geſandt werde, ſo würde derſelbe keinen Pfennig mit
bringen. Wo hinaus die Kolonialbeſtrebungen geführt haben,
ſehen wir an England und Jndien uſw. Hierauf wurde die
Vorlage mit erheblicher Majorität angenommen. Schluß
der Sitzung /410 Uhr.

Städtiſcher Schlacht und Viehhof.
In der geſtrigen Sitzung wurde der Haushaltsplan für das

Rechnungsjahr 1902 zur Erledigung gebracht. Erwähnenswertſind
daraus vor allem die Angaben über die Zahl der daſelbſt ge
ſchlachteten Tiere. Wir haben ſchon im Auguſt v. J. auf Grund
des vorjährigen Haushaltsplanes nachgewieſen, wie hoch die
Schädigung iſt, welche der neue Zolltarif der Ernährung der
Halleſchen Bevölkerung zufügt, bezw. welche Mehrkoſten uns
dadurch entſtehen. Die jetzige Ueberſicht beſtätigt unſere An
gaben durchaus. Unterſucht wurden 6450 Rinder, 15 300
Kälber, 14 850 Schafe, 26 600 Schweine und 2850 Pferde.
An Schlachtgebühren wurden bezahlt für 3550 Ochſen
15 975 M., pro Stück 4.50 M., eine Kuh koſtet an Schlacht
gebühren 4 M., geſchlachtet wurden 7350 Stück, mithin Ein
nahme 29 400 M., Kälber brachten 18 700 M., bei 1 M.
Schlachtgebühr, Schafe und Ziegen bei 80 Pf. und 17 550
Stück 14 040 M. Schweine koſten 3 M. inkl. der Trichinen-
ſchaugebühr von 75 Pf. und haben bei 42 000 Stück 126 000
Mark eingebracht. 2850 Pferde wurden geſchlachtet, ein Pferd
koſtet 3.60 M., mithin Einnahme 10260 M., ſchließlich komntt
anſcheinend auch der Hund als ſchlachthausfähiges Tier in
Betracht; man hat jedoch nur einen geſchlachtet, die ſonſt ver
zehrten Sonntagsbraten paſſieren die Schlachthauskontrolle nicht.

Die Ziffern des Jahres 1899, die wir bei unſerer Berechnung
über die Schäden des Zolltarifs zu Grunde legten, weiſen auſ
3080 Ochſen, 6350 Kühe und Färſen, 16649 Kälber, 37 743
Schweine, 16576 Schafe und Ziegen und 2570 Pferde und
Eſel. Mit Ausnahme der Ochſen iſt die Stückzahl jeder
Gattung der geſchlachteten Tiere erheblich geſtiegen. Wir kon
ſtatierten damals eine Mehrausgabe durch den Zolltarif von
427 477 M., nahmen dann den Mehrverbrauch der letzten Jahre
und gaben als runde Summe 600000 M. an, welche die
Stadt, wenn der Zolltarif Geſetz wird, mehr zu bezahlen hat.
Die Ziffer des diesjährigen Haushaltsplanes geben unſerer
Vermutung recht und es beſteht die Befürchtung, daß wir mög-
licherweiſe dieſe Summe noch zu gering angegeben haben.
Gleichwohl hatte im vorigen Jahre unſer Magiſtrat keine Ver
anlaſſung, gegen den Wuchertarif beim Reichstage zu pro-
teſtieren.

Als Schwärmer für das Zuchthausgeſetz
erwies ſich in ſeinem letzten Vortrage Herr Prof. Conrad.
Der Begeiſterung für die Beſeitigung des Reichstagswahlrechts
muß die gleiche Stimmung für die Herſtellung eines Zucht-
hausgeſetzes folgen. Das Thema war recht verlockend; es
lautete: Die Aufgaben des Staates und der Geſellſchaft zur
Milderung der ſozialen Frage. U. a. war auch Herr Kommer-
zienrat Riedel anweſend, dem Herr Prof. Conrad wohl in
manchen Punkten aus der Seele geſprochen haben wird, beſon-
ders als er die Streiks der Arbeiter als eine Auflehnung gegen
die Ordnung, als eine Art Rebellentrotz bezeichnete. Wie ſolche
Worte trotz der verklauſulierten Betonung des Streikrechts der
Arbeiter bei dem „beſſeren“ Publikum wirken, darüber iſt kein
Zweifel vorhanden, und wenn dann die Profeſſorenweisheit
mit recht packenden Beiſpielen argumentiert wird, dann iſt ſie
über allen Zweifel erhaben.

Aeußerſt intereſſant und geiſtreich war es, wie der Herr Pro
feſſor dem Publikum von Beſitz und Bildung die Rebellion
demonſtrierte. Nehmen Sie an, verehrte Anweſende, ſo meinte
er, bei einem Handwerksmeiſter wird ein Ball- oder ein Hoch-
zeitsanzug beſtellt. Der Schneidergehilfe ſtellt auf einmal ohne
Kündigung die Arbeit ein und der Meiſter wird außer ſtande
geſetzt, zur beſtimmten Zeit den Anzug zu liefern. Das iſt
ſehr fatal, Herr Profeſſor. Würde aber Herr Conrad mit dieſer
„durchſchlagenden Beweisführung“ in einer Verſammlung von
Arbeitern auftreten, ſo würden die Zuhörer annehmen, der
Herr Profeſſor hat einen ſchlechten Witz gemacht. Der Vor
tragende berief ſich auch auf die Einrichtung des ſog. Friedens-
richterkollegiums in Auſtralien, das dort bei ausbrechenden
Streiks durch den Gouverneur, ſowie einen Unternehmer und
einen Arbeiter gebildet werde. Der Gouverneur wähle den
Arbeiter und den Unternehmer, und ſo folgerte dann Herr
Conrad, wenn man hier bei uns in Deutſchland dieſer Frage
einmal näher treten würde, ſo könnten vielleicht die Oberpräſi-
denten die Rolle des Friedensrichters übernehmen. Daß unſere
preußiſchen Oberpräſidenten als Friedensrichter ſchon den rich
tigen Arbeiter in das Kollegium berufen würden, erſcheint uns
außer Zweifel und man würde dann vielleicht ein Friedens-
richterkollegium bekommen, das dem Kollegium, welches im
November im Hoteß Bode getagt hat, nichts nachgeben würde.

Aus den Verbeſſerungsvorſchlägen des Herrn Profeſſors geht
zur Evidenz hervor, daß er trotz ſeiner Behauptung, er habe
die Arbeiterbewegung gut ſtudiert, den Charakter derſelben ſehr
ſchlecht kennt. Trotz der Friedensſchalmei des Profeſſors an
der Univerſität wird die Arbeiterbewegung den Klaſſenkampf-
charakter ſtets in den Vordergrund ſtellen. Und wenn Herr
Conrad will, daß ſeine Vorträge ernſt genommen werden ſollen,
dann kann er auch nicht verlangen, daß ihm die Arbeiter
Heeresfolge leiſten. Ob es logiſch iſt, auf der einen Seite den
Puttkamerſchen Streikerlaß zu verurteilen und den Streik an
und für ſich als ein Korrelat zu dem S 152 der Gewerbe-
ordnung zu bezeichnen und auf der anderen Seite für den
Kontraktbruch eine energiſche Strafe zu verlangen, das zu be
urteilen ſollte ein Profeſſor auch im ſtande ſein. Vielleicht
wäre es auch gut, der Profeſſor ſtudierte zunächſt einmal, wie
der Kontraktbruch entſteht. Eine Entſchädigung in ſolchen
Fällen von den Arbeitern zu verlangen, meinte ja Herr Prof.
Conrad ſelbſt, ſei ſehr ſchwer; denn erſtens könne das Gericht
einen Schaden ſehr ſchlecht bemeſſen und zweitens wäre von
den Arbeitern gewöhnlich nichts zu kriegen.

Nicht unintereſſant waren die Ausführungen, die Herr
Conrad bezüglich der verſchwundenen Zuchthaus vorlage
machte. So meinte er, die Regierung ſei ſehr unklug ge-
weſen, daß ſie die Vorlage ſchon ſo lange Zeit vor der Be-
ratung publiziert habe. Damit habe ſie Parteien und Vereinen
einen ſehr intereſſanten Stoff zu Diskuſſionen gegeben.
Herr Conrad hat damit nichts Neues geſagt und nur das
wiederholt, was ſchon einige ſeiner Parteigänger geſagt haben.
Er erkennt aber damit an, daß er bei der Zuchthausvorlage
eine ſog. Ueberrumpelungspolitik für mehr opportun gehalten
hätte. Die Sozialdemokratie wäre aber auch ſolchen Eventu-
alitäten gegenüber gewappnet geweſen. Allerdings hätte Herr
Conrad die Zuchthausvorlage lieber nach ſeinem Geſchmack
modifiziert; die angedrohte Zuchthausſtrafe ſie wurde aber
bekanntlich nicht zuerſt im Reichstage angekündigt ſei für ge
wiſſe Kreiſe ein Schlag ins Geſicht geweſen. nun die Re

gierung nicht ſo unklug geweſen wäre und eine gewiſſe Analogle
zwiſchen Vergehen und Strafe beſtanden hätte, dann wäre
die tzuchthausvorlage jedenfalls realiſiertworden
ſein.

Das ſind nun nach der Anſicht des Profeſſors Mittel zur
Milderung der ſozialen Frage. Kann man von einem
Manne, der die Arbeiterbewegung durch und durch ſtudiert haben
will, noch mehr verlangen Am nächſten Donnerstag hält
Herr Conrad den letzten öffentlichen Vortrag und er will dann

ſo kündigte er ſchon vorher an vielleicht wegen der harten
Worte, die er gegen die Regierung gebraucht hat, der Ver-
ſöhnung das Wort reden.

Anf der neuen elektriſchen Bahn Halle-- Merſeburg
wurde geſtern die Probefahrt, die zunächſt bis Ammendorf aus
geführt wurde, unternommen. Sie vollzog ſich ohne ſtörende
Umſtände. Kurz vor Oſtern ſoll die Bahn bis Ammendorf in
Betrieb genommen werden, die Strecke bis nach Merſeburg vor
Pfingſten. Die Wagen enthalten eine Raucher- und eine Nicht
raucher Abteilung. Der Fahrpreis beträgt bis zum BahnhofRoſengarten an der Kaſſeler Bahn 10 Pf. bis Ammendorf 20,
bis Schkopau 30 und bis Merſeburg 40 Pf. ſo daß alſo eine
Hin und Rückfahrt nach Merſeburg ſich auf 80 Pf. ſtellt. Sie
J demnach um 20 Pf. teurer, als die Eiſenbahnfahrt vierter
Klaſſe.

Sie hatte ſein Bild im Traum geſehen nämlich eine
Zeugin aus Halle in einer Verhandlung in Berlin. Jn einem
Prozeß Moſchell wurde ſie vernommen und den ſie geſehen
hatte, war der Angeklagte, Schauſpieler Haupt. Sie ſollte
Auskunft geben über dem Angeklagten zugewendete größere
Geldſummen. Als Grund für dieſe Zuwendungen giebt ſie
eine Viſion an. Als ſie in Halle wohnte jetzt hat ſie ihr
Domizil in Leipzig aufgeſchlagen iſt ihr eines Nachts im
Traume eine männliche Geſtalt erſchienen, deren Züge ihr ganz
deutlich im Gedächtnis geblieben ſeien, und eine ihr tief ins
Herz dringende Stimme habe ihr geſagt, daß ſie dazu beſtimmt
ſei, dieſen Mann aus Not und Elend zu reißen. Dann habe
ſie den Angeklagten Haupt bei ſeinem Auftreten im Theater
geſehen und es ſei ihr ſofort klar geworden, daß dies der
Mann ſei, den ſie im Traum geſehen. Sie habe ihm deshalb
mit Freuden die in Frage ſtehende Summe überwieſen, als ſie
gehört, daß er ſich in Not befände. Als ſie erfahren, daß der
Angeklagte ſchlechten Neigungen huldige, habe ſie zu Gott gebetet, ihn wieder auf die richtigen Wege zu führen. Der Ge
richtshof konnte mit ſolch einer Viſion nicht recht etwas an
fangen und wollte die Zeugin daher entlaſſen. Sie erbat ſich
aber die Erlaubnis, dem Angeklagten „noch einmal die Hand
drücken zu dürfen“, führte dieſen Plan auch ſofort aus, indem
ſie an die Anklagebank herantrat und verließ dann, offenbar
befriedigt, den Gerichtsſaal. Der angeklagte Schauſpieler
wird den begreiflichen Wunſch haben, daß dieſe Viſionen an-
dauern!

Streik in der Halleſchen Ztg. Wegen der Nichten des neuen San tettarit haben am Sonnabend
12 Verbandsmitglieder die Kündigung eingereicht.

Den Buchdruckertarif anerkannt hat die Firma
Schwetſchke u. Co., welche die ſtädtiſchen Druckarbeiten liefert.
Ob die Macht der Buchdruckerorganiſation das zu Kande ge-
bracht, oder der Magiſtrat infolge tionierung
der Verbandsbuchdrucker der Firma einen Wink gegeben hat,
enzieht ſich der Beurteilung.

Ueberfahren wurde heute morgen von einem Motor-
wagen der Straßenbahn in der Burgſtraße in H.- Giebichenſtein
ein S Mädchen. Es ſoll ihm ein Bein ſchwer verletzt
worden ſein.

Stadtv. Bildhauer Reiling hat ſich bereit erklärt, die Ver
waltung der ſtädtiſchen Muſeums zu übernehmen kanntlich
ſollte zu dieſem Zwecke ein mit 2500 Mk. beſoldeter Kurator
angeſtellt werden.

Erhängt hat ſich am Sonntag vormittag der Arbeiter
Franz J Turmſtraße 157 wohnhaft, an der Ein
a der Volksſchule in der Huttenſtraße.Aus dem Bureau des Stadt Theaters. Die n
Novität des Stadttheaters wird Hermann Sudermanns neue
Werk Es lebe das Leben ſein. Saint-Saens Oper Samſon
und Dalila iſt auf zahlreiche Wünſche noch einmal angeſetzt
worden und geht morgen, Mittwoch, in Szene. Am Donners
tag wird Grillparzers Traum ein Leben wiederholt. Die Rolle
des Ruſtan ſpielt Herr Traeger. Am Sonnabend nachmitta
veranſtaltet die Direktion eine Schülervorſtellung zu bedeuten
ermäßigten Preiſen, in welcher Schillers Wilhelm Tell zur
Aufführung gelangt.

Zeitz. Der Streik der Drechsler bei Worms iſt be
endet. Ein Erfolg iſt auf keiner Seite zu verzeichnen.
Worms hat vorläufig einige Rausreißer erhalten, mit welchen
er ſich über Waſſer halten kann. Ob er die verlorene Kund-
ſchaft wieder erhalten wird, muß die Zukunft lehren. Unſere
Leute haben bis auf zwei Arbeit erhalten. Jſt nun auch unſerer-
ſeits kein direkter Sieg davongetragen worden, ſo hat jedenfalls
Herr Worms auf lange e an den glgen u leiden. Lange
wird jedoch die gute Sache zwiſchen W. und ſeinen Drechslern
nicht währen, denn für den Lohn, welchen dieſe erhalten, kann
Herr W. ſeine früheren Preiſe nicht aufrecht halten. Er wird.
alſo über kurz oder lang zu Lohnreduzierungen kommen.
Warten wir ab. Ueber die Werkſtätte iſt die Sperre verhängt
worden.

Zeitz. Ein Portemonnaie mit 3 Mk. e iſt gefunden
worden und bei der PolizeiVerwaltung abzuholen.

Kleine Drovinzial-Rachrichten.
Der ſeit einigen Wochen aus Hettſtedt verſchwundene

Schneidermeiſter Krüger iſt bei Ma Wghurg als Leiche aus der
Elbe gezogen worden. Jn Eisleben iſt wahrſcheinlich in-
folge von Erderſchütterungen eine Mauer eines Hauſes auf
dem Markte eingeſtürzt. Der Arbeiter Werner aus Balg-
ſtedt zog ſich beim Heben eines ſchweren Steines bei der
Steinbruchsarbeit eine Magenquetſchung zu, an der er verſtarb.

Tot im Bodeſchlamme aufgefunden wurde ein polniſcher
Knecht aus Hecklin gen. Ein anderer Arbeiter aus Heck
lingen warf i bei Staßfurt unter den haund wurde ſofort getötet. Durch eine rpioſien auf der
Grube Gertrud bei Benneckenſtein wurde dem Heizer Hel
wing das rechte Bein zerſchmettert.

Soziales.
Zur Handwerksrettung. Die Barbierinnungenſind gegenwärtig eifrig um den Plan bemüht, zur Selbſtandig

keit eine Altersgrenze zu ziehen. Gewiß iſt die Konkurrenz im
Barbiergewerbe eine recht große. Dies iſt jedoch a
auf eine beſondere Neigung der Gehilfen, recht früh ſelbſtändig
u werden, zurückzuführen; obſchon die lfen mit der

erung ihrer Lage von den Prinzipalen ſtets auf ihre Selbſt
ſtändigkeit vertröſtet werden. Die ungeſunden Konkurrenz-
e tniſſe ſind lediglich die g. der m be
triebenen Lehrlingszüchterei im Barbiergewerbe. raus muß
natürlich ein Ueberangebot pgemige rbeitskräfte ent
wodurch die älteren Gehilfen verdrängt werden, weil ihre
jüngeren Kollegen eben billiger und williger r Die
e nur gan inrge r iſt t ieſem rbe ſoehr Regel geworden, daß für und Mittelſtädte Gehilfenüber 20 Je re und für Großſtädte ſolche über 25 den

Meiſtern „zu alt ſind, deutlicher: zu teuer. Wo die„alten“ Gchüfen bleiben Darüber ſcheinen ſich
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Kopfſ u machen. Andere Berufekönnen ſie nicht erlernen und zu reren körperlich anſtrengenden

Arbeiten iſt die Körperkonſtitution der Barbiergehilfen zu ſchwach.
Aus ihrem Gehilfenberufe hinausgedrängt, bleibt denen, die
einigermaßen bemittelt ſind, nichts anderes übrig, als die Zu
ſlucht zur Selbſtändigkeit, die von vornherein recht zweifelhaft
iſt. Die übrigen, welche gar nichts haben, können den gutenRat Heines, ch begraben zu laſſen, nicht ohne weiteres be

folgen. Sie müſſen in die Fahriken, wie's eben gehen mag.
Jn Berlin und Hamburg ſind Sommer wie Winter 25 Proz.
der Gehilfen arbeitslos. Als weit probatere Mittel zur
Verminderung der Konkurrenz unter den ſelbſtändigen Barbieren,
als eine Altersgrenze, ſind zu empfehlen die Einſchränkung der
dSehrlingszüchterei und beſſere Arbeitsbedingungen für die Ge-
ilfen. Davon will man in dieſen Kreiſen jedoch nichts wiſſen.
ie Barbierinnungen beherrſchen die Arbeitsvermittelung für

ihr Gewerbe vollſtändig und würden unzweifelhaft darauf hin
wirken, daß alle Gehilfen, welche die beſtimmte Altersgrenze
nahezu erreicht haben, überhaupt keine Stelle mehr erhalten
würden. Das Durchſchnittsalter der beſchäftigten Gehilfen
würde weiter herabgedrückt und die „alten“ Gehilfen von
über 20 bis 22 Jahren einfach ausgeſchaltet, aus ihrem
Berufe verdrängt und dem Elend überantwortet werden.

Gerichtsſaal.
Schwurgericht.

Halle a. S., 3. März 1902.
Räuberiſcher Diebſtahl Unter dem Vorſitz des Land-

gerichts- Direktors Zacke begann heute am Landgericht die
zweite diesjährige Schwurgerichtsperiode. Der erſten Anklage
lag eine ziemlich harmloſe Sache zu Grunde, die ſich am
22. September v. J. auf der Chauſſee Halle- Naundorf an
einer Obſtbude abgeſpielt hatte. Der Oebſter Hermann
Schmuhl hatte dort bei Salzmünde eine Anzahl Obſtbäume
gepachtet und am genannten Tage mehrere Körbe Aepfel vor
der Obſtbude aufgeſtellt. Als der Obſtgehilfe Lange bei den
ausgeſtellten Körben aufpaßte, bemerkte er, wie auf einmal ein
Mann einen etwa 70 Pfund ſchweren Korb Aepfel, etwa
12 Mark wert, nahm und damit abging. Dieſes war der
37jährige Arbeiter Karl Raue aus Salzmünde. Lange
rief nun die in der Obſtbude weilenden Oebfſtergehilfen Karl
Raſt, 31 Jahre alt, und Theodor Amme, 33 Jahre alt, zu
Hilfe, die dem Raue nachſetzten. Raue ſetzte nach einiger Ent-
fernung den Korb wieder ab und ſiellte ſich den ihn verfolgen-
den beiden Perſonen zur Wehr. Dabei ſoll nun Raue, um
den Korb Aepfel behalten zu können, gegen die Gehilfen Raſt
und Amme Gewalt angewendet haben, während er Lange, der
ihn zuerſt feſthalten wollte, in einen Chauſſeegraben geworfen
haben ſoll. Raue wurde ſchließlich zu Boden geworfen, und
da er um ſich ſchlug und trat, von Raſt und Amme mit einem
Beſenſtiel geſchlagen. Auch erhielt Raue mit der Hand einige
Schläge ins Geſicht. Die Sache wurde dem Schöffengericht
Wettin überwieſen, wo Raue, Raſt und Amme am 13. Dezbr.
v. J. wegen Diebſtahls bezw. Körvperverletzung angeklagt
waren. Das Schöffengericht erklärte ſich aber zur Aburteilung
des Falles für unzuſtändig und verwies die Sache, weil
räuberiſcher Diebſtahl vorliegen ſollte, an das Schwurgericht
Halle. Der Angeklagte Raue gab zu, den Korb Aepfel ge-
nommen zu haben, beſtritt aber das erſchwerende Moment des
Raubes. Raſt und Amme gaben wohl zu, ſie hätten ge
ſchlagen. wollten aber in Notwehr gehandelt haben. Bei der

ten Balgerei harte Raue dem Lange einen Stoß verſetzt
und ihm den Rockärmel etwas ausgeriſſen, weshalb den Ge
ſchworenen bezüglich des Raue auch Fragen wegen Sach-
beſchädigung und Mißhandlung zur Beantwortung vorgelegt
worden waren. Die Geſchworenen verneinten aber die auf
räuberiſchen Diebſtahl lautende Frage und erklärten den Raue
nur des einfachen Diebſtahls und der Körperverletzung für
ſchuldig, während gegen die übrigen beiden Angeklagten auf
nichtſchuldig erkannt wurde. Das Endergebnis der ziemlich
fünfſtündigen Verhandlung war, daß Raue zu 4 Wochen Ge
fängnis verurteilt und gegen die anderen beiden Angeklagten
auf Freiſprechung erkannt wurde.

Strafkammer. Halle, 1. März.
Unvorfſichtiges Umgehen mit Licht. Die 15 jährige Dienſt-

magd Anna Emma Zeisler, die in Garſena bei dem Guts-
beſitzer Pitzſchke diente, hatte am Abend des 22. Oktober v. J.
in ihrer Bodenkammer ein auf einem Stück Pappe befeſtigtes
und auf ihren Reiſekorb geſtelltes Licht angezündet, um dabei
noch etwas für ſich zu arbeiten. Die Unbeſonnene wurde aber
vom Schlaf übermannt und erwachte erſt, als der Lichtſtumpf
heruntergebrannt war und die Flammen bereits ihre Kleidungs
ſtücke ergriffen hatten. Sie begoß ſofort die in Brand geratenen
Gegenſtände mit Waſſer und glaubte, damit das Feuer erſtickt
u haben. Da ſie es aber in der Bodenkammer vor Rauch und
randgeruch nicht aushalten konnte, ging ſie in die Küche, wo

ſie einen Ohnmachtsanfall bekommen und dann wieder weiter-
geſchlafen haben will. Das Feuer in der Bodenkammer war
aber noch nicht richtig gelöſcht; es glimmte weiter und ſetzte
Fußboden und Balken in Brand. Der Fußboden wurde in
einer Größe von etwa 2 Quadratmetern zerſtört und verſchie-
dene Balken c. mußten erneuert werden, wozu ein Betrag in
Höhe von 405 M. erforderlich war, der aber von der Verſiche-
rungs- Anſtalt gedeckt wurde. Die Angeklagte, die ſofort nach
dem Brande entlaſſen und eigentlich ſchon durch das Einbüßen
ihrer Kleidungsſtücke 2c. hart genug beſtraft worden iſt, wurde
wegen fahrläſſiger Brandſtiftung zu 10 M. Geldſtrafe event.
2 Tagen Gefängnis verurteilt, während der Staatsanwalt
20 M. Geldſtrafe event. 4 Tage Gefängnis beantragt hatte.

Halle, 3. März.
Durch Zufall der Beſtrafung entgangen iſt die etwa

30jährige Dienſtmagd Marie Geyer aus einem Orte bei
Halle. Sie hatte zwei Dienſtmädchen, die bei ihrer Herrſchaft

eſtohlen hatten, einen Brief geſchrieben, in dem ſie den beiden
ädchen den Rat erteilte, wie ſie ſich am beſten die Vorteile

des Diebſtahls ſichern könnten. Der Brief kam aber nicht in die
Hände der Mädchen ſondern in die Hände der Herrſchaft.De Folge davon war, daß zwei Mädchen wegen Diebſtahls

beſtraft wurden und die Geyer wegen Begünſtigung 1 Woche
Gefängnis erhielt. Auf eingelegte Berufung kam aber das
Gericht zur Freiſprechung der Geyer, da die Begünſtigung nur
in dem Stadium des Verſuchs geblieben und ein Verſuch nicht
ſtrafbar ſei. Dadurch, daß nämlich der Brief nicht in die
Hände der Mädchen ſondern in den Beſitz der Herrſchaft ge
langte, war die beabſichtigte Begünſtigung erfolglos geblieben.
Dieſes lag aber nicht in dem Willen der Angeklagten. Man
erſieht hieraus, wie die Beſtrafung von Zufälligkeiten abhängig
ſein kann. Die Angeklagte hätte für genau ein dieſelbe
That, wegen der ſie jerzt freigeſprochen worden iſt, ebenſo gut
1 Soche Gefängnis beſommen fönnen4

Ebenfalls von Erfolg war die Berufung Des lanbwiti-
Amts dar

en

ſchaftlichen Arbeiters Silbelm Rampe aus Am
der vorm Schäengericha Als leben Wegen Housfriebe e
zu 1 So Gefängnis verururilt werben war Der Au-
geflegt, als Zorn nutglieo, war c einen un
ruglude in ein Lofol gegangen heit Hort e
Sinn a Zuidle gen Zurnbornen wäre woholen n Der Zufferburnng, das Lotol en,
z mir ſt gel. Da Grridt a u Zuch o10 ort er 2 u GrkärgerBerworien wurde de rn u Zuec m BI c h

heu Sanhe «qhe
9 x t r rn ruht gſhd r Jan in u

hngnit e rn Le
1 JGerbadt

Aus dem Reiche.
Berlin. Die Entlarvung einer Schwindlerin iſt am

Sonnabend abend der Kriminalpolizei gelungen. Seit langer
Zeit trat in ſpiritiſtiſchen Zirkeln eine Frau Rothe, ehemals
in Chemnitz, als Blumen medium auf, Sie beſchwor Geiſter
und ließ ſich Blumen von ihnen verabreichen. Die Kriminal-
polizei verſuchte lange, den Schwindel, den die Rothe und ein
Privatlehrer Jentſch ſich e bezahlen ließen, aufzudecken,
immer ohne Erfolg. Am Sonnabend endlich glückte es den
Kommiſſaren v. Kracht und Leonhard. Sie hatten Eingang
in die Wohnung des Jentſch gefunden und ſaßen unter den
etwa 46 Teilnehmern an der Sitzung, mit ihnen die „Kette“
bildend. (Die „Kette“ beſteht darin, daß die Teilnehmer ſich
die Hände reichen, um zu verhindern, daß ein Ungläubiger das
Medium überrumple.) Jn der Nähe der Thür ſaß das Me-
dium Frau Anna Rothe auf einer Chaiſelongue, mit einem
bluſenartigen Gewande bekleidet. Das Programm der Vor-
ſtellung verſprach ein recht reichhaltiges zu werden, denn außer
der bekannten Blumenarbeit waren auch Geiſtererſcheinungen
und Ausſprache mit denſelben in Ausſicht geſtellt. Nach einer
Anſprache des Privatlehrers Jentſch, die ſich im Rahmen
einer ſchwulſtigen Symboliſtik hielt, bat Frau Rothe um die
Erlaubnis, ſich von einer der anweſenden Damen unterſuchen
laſſen zu dürfen, um ſo zu beweiſen, daß ſie ohne alle Appa-
rate arbeite. Eine ältere Dame unternahm in dem dunk-
len Zimmer dieſes Amt und erklärte dann ſchließlich, daß
ſie nichts gefunden. Dann verfiel die Rothe in Trance; an
fänglich meldete ſich der Klopfgeiſt, der, wie das Medium er-
klärte, aus weiten Fernen gekommen und Sünden büßen müſſe!

Nun kam die „Piece de resistance“ des Abends, das
„Blumen-Geiſterſpiel“, wie es die Spiritiſten nennen. Frau
Rothe war aus dem Geiſterſchlaf erwacht und ſetzte ſich, dieHände emporhaltend, in halbliegender Stellung auf der Chaiſe
longue zurecht. Die „Apporte“ begannen, vor den Augen der
entſetzten Zuſchauer fielen duftige Hyacinthen und Narziſſen, vondenen einige ſogar aufgedrahtet waren, vom Plafond der Decke
nieder. Aber gleich beim erſten Teil der „Apporte“ traf das
Medium das Geſchick! Jn dieſem Augenblick riß ſich ein
Herr, der Kriminalkommiſſar v. Kracht, von der Kette los,
ihm folgte ein zweiter Teilnehmer, Herr Leonhard, und die
beiden Beamten ergriffen die Hände der Rothe,
ſo daß dieſe ſich nicht zu rühren vermochte. Ein greller
Pfiff, und anf flog die Thür und eine Anzahl Kriminal-
beamter füllte das Zimmer, ſich zuvörderſt des Jentſch und
des Ehemanns Rothe bemächtigend. Das Medium
verfiel in Krämpfe, die aber bald nachließen, als die
Kriminalkommiſſare ſie aufforderten, ſich g. zu laſſen.
Kreiſchend proteſtierte das Medium und rief vergeblich um
Hilfe. Dann trat eine Vigilantin der Polizei hinzu und för-
derte aus dem Unterrock der Schwindlerin zwei
Apfelſinen, mehrere kleine Orangen ſowie lang-
ſtielige Hyacinthen und Narziſſen. Als die Unter-
ſuchung beendet, wurden die Rothe, deren Gatte und Tochter
ſowie der Privatlehrer Jentſch mittels Droſchken nach dem
königlichen Polizeipräſidium überführt, woſelbſt ſie noch in der
Nacht das erſte Verhör zu beſtehen hatten. Die Teilnehmer
der Seance mußten ſich an Ort und Stelle legitimieren und
werden in dem zu erwartenden Betrugsprozeß Zeugnis ab-
legen. Der Betrug wird darin erblickt, daß die Veranſtalter
ſich hohe Eintrittsgelder geben ließen unter dem Vorgeben, die
Geiſter verſtorbener Angehörigen der Teilnehmer herbeizurufen.
Der Prozeß verſpricht ſehr intereſſant zn werden da die der
Polizei in die Hände gefallenen Teilnehmer-Liſten ziemlich weit
zurückgreifen und Namen aus der höchſten Ariſtokratie
aufweiſen.

Der Ghynäkologe Profeſſor Dr. Dührßen wurde
von der Anklage der fahrläſſigen Körperverletzung durch eine
Operation freigeſprochen. Es handelte ſich, wie wir
bereits gemeldet, um die Entfernung des Uterus bei der Frau
eines Regierungsbauſekretärs, die Dührßen ohne Einwilligung
der Patientin vorgenommen haben ſollte.

Eine merkwürdige Revolvergeſchichte erzählt der
Polizeibericht: Von dem Jnſpektor der königlichen Klinik
in der Ziegelſtraße wurde am Sonntag früh der Schutzmann
Schönwolf um Hilfe erſucht gegen den früheren, vor einigen
Tagen entlaſſenen Hausdiener der Klinik Mar Schmdt,
der ſich in einen Gang im Keller der Klinik eingeſchlichen
hatte. Als Jnſpektor Kaufmann und der Schutzmann ſich nun
dem dunklen Gang näherten, gab Schmidt einen Revolver-
ſchuß auf ſie ab. Schönwolf holte darauf noch mehrere Schutz
leute herbei, auf die der Hausdiener noch vier Schüſſ,e ab-
feuerte, ohne aber jemanden zu verletzen. Die plattgedrückten
Geſchoſſe wurden ſpäter in der Nähe aufgefunden. Nach dem
letzten Schuß trat Schmidt zu den Schutzleuten heran, gab an,
er habe ſich ſelbſt erſchießen wollen, und ließ ſich feſtnehmen.

Leipzig. Wegen thätlichen Vergreifens an einem
Offizier und Gehorſamsverwe gerung war ein Unteroffizier
vom 107.JnfR. im Sept. vom Kriegsgericht zu 6 Jahren Gefängnis
und Ausſtoßung aus dem Heere verurteilt worden. Das Ober
kriegsgericht aber erkannte auf Freiſprechung. Auf der
Rückkehr vom Preisſchießen hatte der Unteroffizier, nachdem er
mehrere Glas Bier und Schnaps getrunken hatte, einen Zu
ſammenſtoß mit einem Bierkutſcher, den er wiederholt aufforderte,
vom Wagen zu ſteigen, widrigenfalls er ſchießen würde. Der
Kutſcher und der Unteroffizier rangen mit einander, wobei der
Kutſcher merkte, daß das Gewehr nicht geladen ſei. Der Unter-
offizier rückte dem Kutſcher mit dem Seitengewehr auf den Leib,
weshalb der Kutſcher davoneilte, um Hilfe zu holen. Er traf
einen Sergeanten Otto, der aber nicht zu bewegen war,
auf den Unteroffizier loszugehen, weil dieſer drohte: „Zurück
oder ich ſchieße, ich habe 5 ſcharfe Patronen bei mir.“ Ein
Leutnant, der zufällig vorüberkam, ging ſofort auf den Unter
offizier zu, obwohl dieſer das Gewehr auf ihn anlegte und ihn
zu erſchießen drohte. Der Unteroffizier flüchtete, nachdem er
den Offizier mit dem Kolben ins Geſicht geſchlagen hatte.
Schließlich ging ein Ziviliſt mit dem Seitengewehr des ſich
nicht herantrauenden Sergeanten auf den Unteroffizier zu und
überwältige ihn. Auf Grund des Gutachtens einer ärztlichen
Kommiſſion, welche erbliche Belaſtung, frühere Gehirnerſchütte-
rung und ſinnloſe Trunkenheit annahm, erkannte das Ober-
kriegsgericht auf Freiſprechung. Der Sergeant iſt wegen
Feigheit zu 5 Wochen Gefängnis verurteilt worden, der Leut-
nant hat einen Orden erhalten.

Rathenow. Hier hat ſich ein kleines Ereignis zugetragen,
das den Spießbürgern Anlaß zu einer Menge pikanten
Klatſches bietet. Ein junger Ehemann, der ein gewaltiger
Amateur Photograph zu ſein ſcheint, hatte ſeine hübſche
junge Frau photographiert und zwar nur mit
einem Trauring bekleidet. Das geht natürlich niemandetwas an, da ohne weiteres doch anzunehmen iſt, daß die Ehe-
frau mit dieſem Beginnen einverſtanden war. Die Gründe
zu einem ſolchen Verfahren liegen aber auch klar zu Tage. Da
Frauen, wie alle anderen Gegenſtände, durch Benutzung an
Anſehen verlieren, ſo wollte der junge Ehemann all die jugend-
lichen Reize, die eine wohlgebilbete junge Frau beſitzt, wenig
ſens auf der Platte ſeſthalten, um noch in ſpäteren Jahren,
wenn man alt und gran geworden, in der Vhetoprehhe ein
uns einiger Schönheit zu beſitzen, Daß dieſes Bild nicht
in das Familienalbum geſteckt wurde, darf wohl als ſelhſit-

ruht werden, aber ſehr ſorgſaltig e su n aubehet worden zu ſein, denn ein Dienſtmähchen
an des nterehante Bild und nahm es an ſich, um heim
rn Tanzerantgen es Freunden und Hreundinnen zu
än. T a d 2 ad in die ehentlichteit, und alli Mat r putbirger, Die feine Ammeurphotoaraphen
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Das Gewer t in Wien verurteilte beide Reiſende
der Pariſer Boucheron wegen unbefugten
ſierens zu 200 Kr. Geldſtrafe. Der beſchlagnahmte Schmuck im
Werte von 800000 Kronen verfällt der Gemeinde Wien.

Jnfolge r r zweier Güterzüge bei Monsrer S Bahnangeſtellte getötet. Der Materialſchaden
edeutend.
Schiffsuntergang. Wie dem Temps ſaus Saigon gemeldet wird, iſt ein chineſiſches Schiff mit ehe

an Bord auf der Reiſe von Namdinh nach Hanoi bei Hungyen
untergegangen; 200 Perſonen, darunter eine Franzöſin mit
zwei Pwern, ſind, wie die Meldung weiter beſagt, er
trunken.Bei dem Lawinenſturz in Telluride (Colorado) ſind zum
Glück erheblich weniger Perſonen verunglückt, als zuerſt ange
nommen wurde. Nach den letzten Nachrichten beträgt die Zahl
der dabei ums Leben gekommenen Perſonen 14; eine Anzahl
Perſonen wurde verletzt, 20 werden vermißt.

Aus den deutſchen Kolonien. Aus Kamerun hat
ſchon wieder ein Dampfer 5 Perſonen nach Hamburg gebracht,
die das deutſche Gericht in Kamerun wegen verſchiedener
ken Vergehen zu mehrjährigen Freiheits-trafen verurteilt und zur Verbüßung ihrer Strafen nach
Deutſchland geſandt hat. Jm ganzen ſollen 25 Perſonen
wegen verſchiedener Vergehen verurteilt worden ſein. Jm
Hinterland von Kamerun iſt auf einer Jnſpektionsreiſe
im Buliland der Vertreter der Bremer Weſtafrika-Geſellſchaft,
Georg Peterſen, geſtorben. Jn DeutſchSüdweſtafrika iſt
der Sergeant Schätzle in Karibib geſtorben, der Reiter Riebel
beim Baden im Oranjefluß ertrunken. In Deutſch-Oſt-
afrika iſt der Leutnant Schieritz in Dar-es-Salagam am Typhus
und der Sergeant Parduhn in Wilhelmsthal am Schwarz-
waſſerfieber geſtorben. Beim Bau der Uſambarabahn erlag
ein europäiſcher Magazingehilfe dem perniciöſen Fieber.

Berjammklungsberichte.
Nahrungsmittel-Jnduftriearbeiter.

Am 23. v. Mts. tagte im Kautzſchen Lokale eine öffentliche
Verſammlung, zu welcher die Müller, Bäcker, Konditoren und
Brauer erſchienen waren. Zunächſt hielt Gen. Weißmann
ge Vortrag über das Thema: Ein Ausflug in das Reich des

Liſſens.
Bei der auf den Vortrag folgenden Beſprechung gewerkſchaft

licher Angelegenheiten wünſchten die Konditoren eine Aeußerung,
wie ſich die Anweſenden event. zur Gründung eines Nahrungs
mittel-Jndnſtrie-Arbeiterverbandes ſtellen würden. Es wurde
jedoch ſchließlich von der Erörterung dieſer Frage ab ſehr da
verſchiedene Berufe fehlten. Dann wurde noch beſchloſſen, daß
die Kommiſſion, welche die Vorarbeiten zu dieſer Verſammlunggemacht hat, beſtehen bleibt, daß ſie aber zur nächſten Verſamm
lung für eine beſſere Bekanntmachung ſorgen möge.

(Eingeg. 3. d. Mts.) St.Fteinſeer
Jn der Verſammlung vom 2. März berichtete der Delegierte,

Kollege Meißner, über die Verhandlungen des Verbands
tages. Die auf dieſem feſtgeſetzten der Beiträge
und Verminderungen der Leiſtungen gaben Anlaß zu erregten
Debatten e erkd wurde aber, daß man ſich den Be
ſchlüſſen des Verbandstages fügen müſſe. Des weiteren
wurde gegen die Leipziger Kollegen Stellung genommen, welche
behauptet hatten, daß die Halleſchen Steinſetzer Leipzig über
chwemmt hätten und den dortigen Kollegen in den Rücken ge

fallen ſeien. Jn Wirklichkeit haben die Halleſchen Steinſetzer
ihre Leipziger Berufsgenoſſen in ihrem Kampfe nach Kräften
unterſtützt.

Bei der Wahl der Bezirkskaſſierer wurden gewählt: Wilhelm
Sommer als Hauptkaſſierer, Auguſt Müller, Auguſt Schönberg,Paul Andrä und Franz Löwe als Bezirkskaſſierer. Den
Kaſſierer wurden für Einziehung der Extraſteuer 3 Proz. der
Einnahmen zugeſprochen, da derſelbe hierbei verſchiedene not
wendige Ausgaben gehabt hat. Eing. 3. 3. K. M.

Setzte Nachrichten.
Hannover, 4. März. Jn der Perſon eines gewiſſen JoſephAnders wurde hier der Dieb verhaftet, der in Berlin unlängſt

für 75 000 M. Juwelen geſtohlen hat. Er wird nach Berlin
überführt werden.

Madrid, 4. März. Jn Bilbao wurden 5 Anarchiſten ver
haftet, darunter 4 fremde, die erſt kürzlich aus dem Ausland
ſeeinefſen ſind. Jn Pampeluna ſind alle Arbeiter aus
tändig.

Krakau, 4. März. Nach Meldungen aus Warſchau hat
der ruſſiſche Unterrichtsminiſter die Schließung der Warſchauer
techniſchen Hochſchule wegen angeblicher Renitenz der Studenten
angeordnet.

Der Warſchauer Advokat Wortnovski veruntreute 600 000
Rubel; arg in Mitleidenſchaft gezogen iſt dadurch Graf
Kraſinski.

New-York, 4. März. Neue Berichte über Ueberſchwemm
ungen laufen ſtändig ein Patterſon iſt arg geſchädigt, viele
Menſchenleben gingen verloren, 600 Familien ſind obdachlos,
auch die umliegenden Orte e ſehr gelitten, ſo Albany.
Der Eiſenbahnverkehr iſt ſtark beeinträchtigt. Der Material
ſchaden wird auf mehrere Millionen geſchätzt.

Briefkaſten der Redaktion.
O. B. Sie brauchen ſich ſelbſtverſtändlich nicht zu melden,

weder täglich noch in längeren Zwiſchenräumen. Sie
können auch zu jedem Zeitpunkte anderswo in Arbeit treten.
J. in Th. Wenn monatliche Mietzahlung vereinbart war,
ja bei vierteljährlicher Mietzahlung nein.

J. H. in Tr. Ja, auf den Ausdruck „Spitzbube“ hin kann er
verklagt werden.

Standesamtliche Nachrichten.
Halle (Nord, Burgſtraße 38), 3. März.

Awiſgeboten: Schriftſetzer Schulze und Bertha Bah
(Hoheſtraße 22 und 16). Steinmetz Burkhardt und Martha
Hellmoldt (Apolda und Eichendorffſtraße 22). Konditor Lin
und Luiſe Stange (Wittekindſtraße 35 und n Fleiſcher
Hund und Anna Linke Weißenfels und Wittekindſtraße 35).
Arbeiter Keßler und Franziska Reinknecht geb. Panitz (Trothaer-
ſtraße 10 und Köthenerſtraße 16).

eboren: Buchhalter Wittſtock T. (Trothaerſtraße 560).
Arbeiter Poppe S. (Advokatenweg 27). 8 endreher Hochbach
T. eheltraße 12). Arbeiter Kölzig T. (Geiſtſtraße 54). Schloſſer
Müller T. Seebenerſtraße 65), Eiſendreher umann T.
(Schillerſtr, 32), crgeagt Breitenbach S. (Ado v 1). Ar
beiter Laue T. (Alcker a 4). Arbeiter ren ar eWallſtraße 42). Arbeiter Mehmel S Schulberg I. S et
Schrhber S. Göbthenerſtraße 25). mied Engler S, (Falk-
ſtraße Arbeiter nther v (Böekſtraße 16). ellner

ſſ ufſeher ther S. (Georg-die S, (Deſſauerſtraße 15).
trahße 14),

Geſtorben Axbeiter Zehl, 55 J. Schleifweg 7). YeichnersMubolph S. I Mon t je h en W vs Mon Triftirgſ Hro e heſigen Abett l. 9.
(Albrechtſtr. 11). NMufſehers Mel S., 9 n d

vhaus).n enWallſtr. 16). Arbeilers Sie S.
erantwortiſcher Nedattenr
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